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KRedaktion: Halle a. S. Gr. Brauhausſtr. 17.
Fernipt. 6802. Sprechſtunde täglich von 11 12

Bezug spreis:
Art. 35

Durch Austräger zugeſtellt

einſchl. Beſtellgeld.

mongauiich
6 00 Mk. einſchließlich Träc erlohn. Für Abholer 5.50 Mk.
Durch Poſtbezug im Vi riel, ahr 18. monatlich 6.00 Mk.

Sozialdemokratiſches Organ für den Bezirk
und ſämtliche Unterbezirke Kreiſe) im Reg. Bez. Merſeburg. Erſcheint täglich
außer Sonn u Feiertags in Halle a S., Sonnabends mit der illuſtrjerten Beilage

„Volk und Zeit.

M T uHalle, Freitan, den l. Fedrugr 1921

Halle
Berlag u. Ez pedition: Halle Gr. Ultichtr. 27.Fernſpr. 5407. e Leipz g Ni.87573

u t auſte. 00saMillimeter 60 Pf. desgleichen Reklame im dreigeſpalte en
Sernei 239 M. Sainſ der Anzeigen Annahme ſar die nächſte 5. Jhrgang.

usgabe morgens 9 Uhr.

Kommuniſten, entſcheidet euch!
Je gegenwärtige Lage in den halleſchen Gewerlſchaften 6paltung oder Cinheit? Lurch den Widerſtand der V.K.P. d. und der Petah-

guduſtriellen bleiht die Lohnbewegung der Metallarbeiter ſtecken Drei Paar ſchmutzige Hände.

Geſtern abend tagte, vom Ausſchuß des Allgemeinen
Heutſchen Gewerkſchaſzsvundes einberufen, eine kombinierte
Sitzung der halleſchen Gewerkſchaftsvorſtände. Neben je drei
Vertretern der einzelnen Gewertſchaften waren auch die
vezirksleitungen derjenigen Verbände erſchienen, die in Halle
ihr Büro haben. Die Veranlaſſung zu dieſer Konferenz gab
der vor einigen Wochen geſaßte Beſchluß des halleſchen Ge-
werkſchaftskartells, des Ortsausſchuſſes des A. D. G. B., mit
er Wirtſchaftlichen Räteorganiſation eine
ztganiſatoriſche Gemeinſchaft einzugehen.
Lekanntlich hat der erſte im Herbſt vorigen Jahres tagende
vetriebsrätekongreß die W. R. O. verworfen,
er hatte beſchloſſen, die nach dem Geſetz gewählten Betriebs-
räte innerhalb des Rahmens der Gewertkſchaften zuſammen-
zufaſen. Gegen dieſe Richtlinien hatte das halleſche Kartell
mit Abſicht verſtoßen und nach den in der geſtrigen Sitzung
nitgeteilten Ausſührungen der Befürworter jenes Beſchluſſes
muß man annehmen, daß dieſer Beſchluß des Kartells in der
Abſcht erſolgte, eine Probe darauf zu machen, wie
weit der A. D. G. B. der Taktik der Kommuniſten, in den
hewerkſchaften nach den bekannten 21 Moskauer Bedingungen
z wirten, Widerſtand entgegenſetzen werde.

Darüber en denn in der geſtrigen Sitzung die kom
nuniſtiſchen Jellen ziemlich klaren Wein eingeſchenkt be
vmmen. Mit dem größten ſachlichem Ernſt, und ohne auch
iur die geringſte aggreſive Note in ſeinen Ausführungen
gen die Kommuniſten anzuſchlagen, rollte doch der vom
I. D. G. B. erſchienene Genoſſe Schulze die re Bedeu-
tung all dieſer Vorgänge für die gewertſchaftlich organiſierte
Arbeiterſchaft auf. Er rigte in prachtvollen Ausführungen
das Grundgeſetz des erfo 3 gewerkſchaftlichen Handelns,
des Einotdnen in die Beſchlüſſe der Mehrheit und die Nürn
kerger Beſchlüſſe ſind durch die über wiegende Mehr
ſeit der Gewerkſchaften gefaßt. Klipp und klar
vwerlengte er die m v von den kommuniſtiſchen Ge
verkſchafſten, ob ſie dieſe Nürnberger Beſchlüſſe für ihre
Arbeit maßgebend ſein wollen, ſolange ſie noch zu
Recht beſtehen. Nicht in Worten ſollte die Entſcheidung ſich
usdrücken, ſondern im Handeln.

Oft genug ging es ſtürmiſch und lebhaft während der
lusführungen der einzelnen Redner her, aft genug aber
putſchte auch betretenes Schweigen bei den Kommuniſten.
Namentlich als Schlimme von den Transportarbeitern
e Zerſtörung der örtlichen Zahlſtelle des Gemeinde und
ftaatearbeiterverbandes nicht allein unter ſtillſchweigender
gung der V K. P. D., ſondern unter ihrer e e
iwirkung ſchilderte. Das Schweigen wurde zur Grabes-

n als er darauf hinweis, daß manche Gewerkſchaften die
öhne ihrer Mitglieder nicht in dem Maße

eigern können, wie es möglich wäre, wenn die
türhſte Gewerkſchaft in Halle, die Metallarbeiter,
üht ſo niedrige Löhne hätte. Auch der Grund für dieſe
ehe wurde aufgedeckt. Bei der Lohnbewegung der

z allarbeiter im Herbſt des vergangenen Jahres war näm
n nicht nur der Widerſtand der Unternehmer zu über
Anden, ſondern auch der Widerſtand der kom-
niſtiſchen Partei, der dieſe Lohnbewegung
p lenem Zeitraum nicht genehm war. Dahin
a der politiſche Bruderkampf ſchon geſührt, daß Gewerk

Pften mit Abſicht in ihrer Tätigkeit gelähmi werden, weil
e 7 betreffenden Augenblick keine Möglichkeit vorlag,

Mmuniſtiſche Parteiſuppe daran zu kochen.
den Tnſationeli wirkten auch faſt die Mitteilungen des
rkeleiters vom Metallarbeiterverband, Rößler, der
ſein daß von der neugewählten Ortsverwaltung des
dig erbeiterverbandes allein drei decwegen nicht beſtätigt
ne könnten, weil ſie ſich finanziellex Verfehlungen
de ig gemacht hätten. Von höchſter Bedeutung waren auch
h usführungen des Arbeiterſekretärs Wielepp, der es

a ſolich bedauert, daß ſich die einige politiſche Arbeiter
i wegen ihrer verſchiedenartigen Stellung zu den
n krediten im Jahre 1917 ſpaltete, trotzdem er einer ron

mit Terar, die ſich zuerſt dafür entſchieden. Jm Vergleichu nen Rednern für die gewerkſchaftliche Unyeitsſront

ſelen n Boden der Nürnberger h des A. D. G. V.
die Redner der oppoſitionellen ichtung glatt ab. Es

uſt beholfenes, zum teil wirres Geſtammel. Ein Zeichen
ioße ſie nicht die geiſtigen Fähigkeiten beſaßen, die
nen Probleme Lker Gegenwart richtig zu er-
n geſchweige denn auch nur einer annähernden
we näher zu bringen. Ein mit ziemlich 2 Liſt
n ſ. lauheit gemachter Verſuch, den auch in Zukunft noch
be ehenden kommuniſtiſchen Vorſatz der Sprengung der

tſchaften zu verwiſchen, den Bachmann unternahm,n er eigemnächtig ertlärte, den Velblus des Karten

aufzuheben, verfehlte die Wirkung. Bis voll
ſtändige Neuwahlen der Ortsverwaltungen in allen
Gewerkſchaften ſtattgefunden ben, würden die
Funktionen eines Ortsausſchuſſes des A. D. G. P. für Halle
einem proviſoriſchen Kartell übertragen, das vom A. D. G. B.
dazu berufen. wurde. Gelder für dasſelbe ſind nur an den
Kollegen Schlimme abzuliefern. Nach den Neuwahlen
würde dann über eine Uebertragung der Geſchäfte, die ſtets
im Sinne der Beſchlüſſe des Gewerktſchafts-
kon greſſes zu ſühren ſeien, zu reden ſein.

An den Kommuniſten wird es jetzt liegen, ob die Ge
ſchloſſenheit der gewerkſchaftlichen Bewegung gewahrt bleibt,
oder ob die Zerſplitterung zur vollſtändigen Ohnmacht auch
der Gewerkſchaftsbewegung ſühren wird. Die Kommu-
niſten haben die Entſcheidung in der Hand.
Mögen ſie zeigen, daß ſie das Wort von der
Einheitsfront'nicht bloß im Munde führen.
Hier können ſie zeigen, was Da Hrge daran

i ſt. ehe eWir laſſen zunächſt den Brief des A. D. G. B. folgen der die
Gewerkſchaftsvorſtände zu der Sitzung zuſammen rief und an
ſchlicßend daran wird ein r orientierender Bericht über die
Verhandlungen der Sitzung erfolgen.
Allg. Bentſcher Gewerkſchaftsbund, Berlin S0 16. Engelufer 15.

Berlin, den 2. Februar 1921.
Betrifft: Kommuniſtiſche Gewerkſchafts

zerſplitterung in Halle.
Werte Genoſſen!

Durch die Tagespreſſe wie auch durch das Rundſchreiben des
Gewerkſchaftsſekretärs A. Wielepp haben Sie ſicher bereits
Kenntnis von der kommuniſtiſchen Zerſtörungsarbeit in Halle
erhaltcr. Der Bundesvorſtand hat es für zweckmäßig gefunden,
durch Entſendung eines Vertreters nach Halle die Verhältniſſe
an Ort und Stelle nachprüfen zu laſſen, um durch Einleitung
entſprechender Gegenmaßnahmen dieſer Zerſtörungsarbeit zu be
gegnen. Dabei wurde feſtgeſtellt, daß mit ganz verſchwindenden
Ausnahmen faſt alle Gewerkſchaften kommun 'ſtiſch beherrſcht
werden. Wo in den Ortsvorſtänden heute keine kommu
niſtiſcho Mehrheit vorhanden, beſteht die Gefahr, eine ſolche bei
den noch vorzunehmenden Neuwahlen zu bekommen. Dieſer Zu,
ſtind erllärt auch de Tatſache, daß bei der Neuwahl des Vor
ſtandes vom Ortsausſchuß nur Kommuniſten in den Vorſtand
gewählt worden ſind. Die Folge dieſer Zuſammenſetzung war,
daß am 25. Januar beſchloſſen wurde, mit der „Wirtſchaftlichen
Räteorganiſation“ eine Arbeitsgemeinſchaft einzugehen. Tamit
bat ſich der Ortsausſchuß im Gegenſatz zum ADGB. geſtellt und
eine weitere Zuſfammenarbeit iſt unmöglich.

Jn einer Beſprechung der nicht auf kommuniſtiſchem Boden
ſtehenden Gewerkſchaftsfunktionäre wurde unter Leitung des
Unterzeichneten zunächſt ein neuer propiſoriſcher Kartellvorſtand
eingeſetzt und beſchloſſen, mit aller Macht den Kampf gegen die
Kommun ſten aufzunehmen. Dieſer Rampf wird aber nur Erfolg
r wenn er die volle Unterſtützung aller Zentralvorſtände
ndet.

Als erſte Maßnahme gilt es, zu verhindern, daß dem kommu-
niſtiſchen Ortsausſchuß aus Gewertkſchaftsgeldern Mittel „u
geführt werden. Dazu bedarf es einer ganz unzweideutigen An
wei, ung der Zentralvorſtände an ihren Ortsvorſtand, im beſonde
ren an den amt erenden Kaſſierer in Halle, keine Kartellbeträge
on den bisherigen Kartellvorſtand zu leiſten. Ueber die Aus
wirkung einer ſolchen Anweiſung ſind wir uns vollſtändig krar,
aber der uns aufgezwungene Kampf erfordert ein rückſichtslotes
Durchgreifen.

Jn der ſchon angezogenen Beſprechung wurde feſtgeſtellt, daß
die Kaſſengeſchäfte der Verbände der Angeſtellten, Bergarbeiter,
Bäcker, Eiſenbahner, Fabrikarbeiter, Metallarbeiter, Maſchin ſten
und Transportarbeiter in den Händen zuverläſſiger Funktionäre
liegen, die gewillt ſind, einer folchen Anweiſung der Vorſtände
auch gegen den Willen der Mitglieder und ihrer örtlichen Ver
waltung zu folgen. Schon damit wäre die Beitragsſperre für
mehr als 30000 Mitglieder geſichert. während der Geſamt-
mitgliederbeſtand in Halle nicht ganz 40 000 beträgt. Mit Sicher-
heit iſt aber anzunehmen, daß es den Kommuniſten in einigen
Verbänden gelingen wird, dieſe Kaſſierer durch Neuwahlen zu
beſeit gen. Jn dieſen Fällen müſſen die alten Kaſſierer aber im
Amt erbalten werden und ſelbſt vor der Einſetzung einer kom
miſſariſchen Verwaltung durch die Vorſtände dürfen wir nicht
zurückſchrecken.

Rach übereinſtimmenden Mitteilungen ſetzen ſich de kommu-
niſtiſchen Keimzellen in allen Organiſationen nur aus einem
Siuqhieil der Mitglieder zuſammen, die durch aktine Tätigkeit

ſich ſpäter noch verſtändigen, wenn es zu einer A
men würde.

über die Entwicklung, die zu dem jetzigen Zwieſpalt führte.
direkte Anlaß dazu ſind die 21 Moskauer Bedingungen und unter
dieſen wieder

die Verſammlungen beherrſchen, während die Mehrheit der Mit
glieder dem ganzen Treiben fernſteht. Aus deeſem Grunde dürfte
die Rückwerkung der vorgeſchlagenen Maßnahmen nur vorüber-
gehend ſein.

Jn zweiter Linie muß an eine Beeinfluſſung der Mitglieder
in unſerem Sinne gedacht werden, weil das Organ der Kommu-
niſten der „Klaſſenkampf“ in großer Auflage ausſchließlich
der Gewertſchaftszerſplitterung dient. Der Bundesvorſtand iſt
bereit, die Mittel für ein etwa vierſeitiges, wöchentlich erſcheinen
des Mitteilungsblatt vorläufig h.s zur nächſten Ausſchußſitzung
zur Verfügung zu ſtellen. Die reſtloſe Verbreiung eines ſolchen
Organs in einer Auflage von 30 000 Exemplaren iſt geſichert. Um
dem neuen Ortsausſchuß dieſe Tätigkeit zu erleichtern und die
Möglichkeit zur erfolgreichen Arbeit zu geben, bedarf es aber der
Hergabe wer terer Mittel. Aus dieſem Grunde darf es nicht nur
mit der Beitragsſperre gegenüber dem kommuniſtiſchen Kaxtell
vorſtand ſein Bewenden haben, es muß damit gleichzeitig die An
weiſung ergehen, daß alle reſtierenden und laufenden Karkell
beiträge dem von uns eingeſetzten Kartellvorſtand zugeführt
werden. Die Adreſſe des in Frage kommenden Kaſſierers lautet

Hermann Schlimme, Halle, Dryanderſtr. 10,
Zimmer

Wie wir weiter feſtgeſtellt haben, iſt. von kommuniſtiſcher Seite
im Regierungsbezirk Halle eine „Produktivgenoſſenſchaft“ ge
gründet. Dieſes Druckereiunternehmen gibt den „Klaſſenkampf“
heraus und iſt bemüht, die lokalen M.ttel der Gewerkſchaften
ſeinem Unternehmen durch Ausgabe von Anteilſcheinen zuzu
führen. Auch hier dürfe es ſich empfehlen, darauf hinzuweiſen
daß keine örtlichen Mittel dafür hergegeben werden, weil die
ſueen nur zur Bekämpfung der Gewerkſchaften Verwendung

nden.

Um mit den geſamten örtlichen Verbänden in Halle noch
einmal die Situation zu beſprechen und ihnen darzulegen, welche
Folgen die jetzige kommuniſtiſche Tätigkeit haben muß, findet am
Donnerstag, den 10. Februar, abends 7 Uhr, im Lokal Karlſtr. 10
eine gemelnſchaftl che Verſammlung ſtatt, in der auch der Bundes
vorſtand vertreten ſein wird. Wir hoffen, daß es durch dieſe Ver
ſammlung gelingen wird, einige Vorſtände der kleineren Gewerk-
ſchaften noch zu einer Umkehr ihres Beginnens zu bewegen.
Weſenttlich zum Erfolg dürfte es beitragen, wenn die einzelnen
Ortsvorſtände ſchon vor d. eſer Verſammlung im Beſitz der An
weiſung auf Beitragsſperre für das kommuniſtiſche Kartell
wären. Wir erſuchen die Vorſtände darum dringend, eine ſolche
Mitteilung zu ermöglichen. Für die größeren Organ ſationen
dürfte es ſich ferner empfehlen, wenn der Vorſtand zu dieſer Ver
ſammlung einen eigenen Vertreter entſenden würde.

Jn der Annahme, daß die Vorſtände den bisher getroffenen
Maßnahmen zuſtimmen, zeichnet

mit beſtem Gruß
Der Vorſtand des Allgemeinen Deutſchen Gewertkſchaftsbundes.,

gez.: Ernſt Schule
c

Der Vericht.
Heſſe (Bezirksleitung der Bergarbeiter) eröffnet die Sitzung

und gibt einen gedrängten Bericht über die Veranlaſſung zur
Einberufung der Sitzung. Der A. D. G. B. habe um die Lage
zu klären einer von ihm beſtimmten Kommiſſion die Einbe-
tuſurg der Sitzung übertragen.

e er (Metallarbeiter) behauptet, daß alle halleſchen
Gewerkſchaften noch auf dem Boden des A. D. G. V. ſtänden, des-
halb könne die Leitung der Sitzung nicht in die Hände einer
unverantwortlichen Kommiſſion gelegt werden, ſondern

falle dem Kartell zu. Außerdem verlangt er die Kontrolle der
nweſenden auf ihre Stimmoerechtigung und beantragte zunächſt

eine Erklärung Bachmanns entgegen zu nehmen.
Heſſe lehnt alle dieſe Einwände ab. Weyer appelliert

nochmals an die Anweſenden
Schulze (A. D. G. gibt die Erklärung ab, daß der kom

miſſariſch berufene Ortsausſchuß ohne weiteres berechtigt iſt im
Auftrage des A. D. G. B. die Verſammlung zu leiten. Denn
er wäre in erſter Linie hergeſchickt worden, nicht um Erklärungen
ſeitens des ziemlich eigenartig gewählten Kartells entgegenzuneh-
men.
d während der A.

Dieſes hätte ja ſchon ziemlich viel in die Oeffentlichkeit
D. G. B. bisher geſch wiegen habe.

etzt wäre Aeſet zunächſt darun ſeinen Standpunkt darzulegen.
eber eine Abſtimmung und das Stimmrecht dazu, könnte manéſtimmung kom-

Danach erhielt Bachmann dos Wort und gibt bekannt, daß
P Gewerkſchaftskartell den Beſchluß auf Pereinigung mit der

R. O. nicht mehr aufrecht erhalte.
Wielepp ((Arbeiterſekretär) gibt zunächſt einen per

er

t die Theſen 9 und I0, die ſich beſonders mit der
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ſter unannehmhbar, weil ſie naturnoiwend St Spaltung führen müſſen. Der erſte Schritt zu
dieſer ltung in Halle war dann die Kündigung aller der Ge
werkſchaftsangeſtellten, die gegen dieſe Bedingungen Beden-
ken äußerten. War die Folge der Theſe 9 die Zertrümmerung
der Gewerkſchaftsbewegung als Ganzes, ſo muß die Befolgung der
10. Theſe auch zur r tterung einer jeden einzelnen Gewerk
chaft im beſonderen führen. Es erfolgte daraufhin nun die Bil-
ung der kommuniſtiſchen r r afiszentrale; einer

Sonderorganiſation die hre itze gegen denA. D. G. V richtet. Die Erfahrung der Arbeiter in der frühe-
ren Zeit lehrt aber, daß allein ſchon das Beſtehen von Sonder-
organiſationen die des Unternehmens ſtärkt.
Dann tagte hier in Halle die von Hekert einberufene Bau
arbeiterkonferenz, die ſich einfach an Moskau anſchloß
und dadurch ſchon die Zerſplitterung bewirkte. Zwei gleichgroße
Bewegungen, die gegeneinander arbeiten, müſſen ſich gegenſeitig
aufheben. Die politiſche Spaltung der Arbeiter
ſchaft iſt tief zu bedauern, ich wünſchte, ſie wäre
nicht erfolgt, aber ſie iſt nicht rückgängig zu machen. Neue
Spaltungen müſſen wir aber unter allen Umſtänden ver-
meiden. Die neuen Gewerkſchaften die ihr (zu den Kommu-
niſten) ſchaffen wollt, werden auch keine anderen Wege ein-
lagen können höchſtens nur immer neue Parolen aushecken.
Wo die hinführen, das habt ihr am Helmsdorfer Landarbeiter-
itrerk n Nachdem Redner noch die bekannten Richtſchnuren
der V. K. P. D. für die Tätigkeit in den Gewerkſchaften verleſen,
weiſt er auf das ſchon innige Zuſammen arbeiten mit
den Unioniſten und Syndikaliſten, den Zerſtörern der einheitlichen
r hin. Der Kartellbeſchluß hat die Richtung gezeigt, wo die Reiſe hingehen ſoll, ſelbſt wenn, wie in die-
ſem Fall, die Wirtſchaftliche Räteorganiſation dieſem Beſchlußnicht Veigetreten iſt.

Schulze (A. D. G. B.) geht zunächſt auf die Verfaſſung der
Gewerkſchaftsbewegung ein. Jede Maſſenbewegung, wenn ſie
erfolgreich ſein ſoll, muß eine Spitze haben, die der Ve-
wegung jedesmal das augenblidliche Ziel weiſt. Sie hat das in
der Form zu tun, wie es die Mehrzahl der Mitglieder feſtlegt.
Jſt das geſchehen, dann können auch die einzelnen Organe, und
jei es ſogar ein Gewerkſchaftskartell in Halle, nicht mehr tun was
ihnen beliebt. Jn dieſen Rahmen will ſich das neue kommu-
niſtiſche Kartell nicht einordnen, es vernachläſſigt die
eigentliche Gewerkſchaftsarbeit: die Arbeits- und
VLohn verhältniſſe zu verbeſſern. Außerdem hat der letzte Ge
wertſchaftslongreß der Reſolution Päplow zugeſtimmt, daß die Ge-
werkſchaften partei politiſch neutrol zu o P ſind.

Die Schlußfolgerung aus der Verfaſſung des A. D. G. B. iſtnun die: Da das gehe Ortskartell ſich mit einer gegneriſchen

Organiſation. der W. R. O. vexeinigt hat. iſt es nicht r das
rechtmäßige Organ des A. D. G. B. Deshalb iſt die Einſetzun
des kommiſſariſchen Ortsausſchuſſes erfolgt, der in Tätigkei
bleibt, bis ein neuer gewählt worden iſt. Aber dieſer muß
ſo e W enſnießt ſein und muß ſich ſo betätigen. wie es die Ver

des I G.

e e heure Wer ehe en

ung B. vorſchreibt. Ehe er das nicht durch dieTat bewieſen hat, wird der kommiſſariſche Ortsausſchuß nicht
zurücktreten. Großze Unruhe. r Berliner Diktatur.) Das
ſchreibt nicht Berlin, ſondern Rürn berg vor. Die Gewerkſchaf-
ten dürfen eben in den Dienſt ein teiricht eſtellti nicht in den Dienſt einer Parteirichtung geſ Wort. Mittel für die
werden.

Beyer (Metallarbeiter): Die heutige Konferenz
tellt den Beginn der Gewerkſchaftsſpaltungdar. Da die Gewerkſchaften unter der gen Leitung den
Baden des Marxismus verlaſſen hahen, müſſen wir Kommuniſten
unſere eigenen e gehen. Es gibt namhafte bürgerliche
Vertreter die den Jdealismus unſerer Handlungsweiſe anarken
nen. Wir werden mit aller Gewalt die heutigen Vorgänge hin
ousſchreien und die Spaltung zu unſerem Nutzen ausbeüten. Wir
müſſen eine repolutionäre einige nt bilden. Der Redner
kann ſich immer noch nicht hineinflinden, daß auch die 3
Gewerkſchaften ſich in das Ganze der Gewerkſchaften einzugliedern
haben, wenn nicht die Spaltung wollen, und kommt dann auf
die Kriegspolitik der Arbeiterklaſſe zu ſprechen. Revolutionäre
Kämpfe erfaſſen auch die Unioniſten und Syndikaliſten. Für uns
iſt die Hauptſache, daß ſich gegen die gelbe Amſterdamer Jnter-
nationale wenden. Thomas, der Sekretär der Jnternationale,
bekommt von der Entente eine Unmenge Geld, um Arbeiterpolitik
in deren Sinne zu treiben. Amſterdam iſt der Träger der
Kriegspolitik geweſen. Die Gewerkſchaftsführer haben die Maſſen
in den Krieg gejagt. Wir werden nun erſt recht unſere Genoſſen
in den Gewerkſchaften zuſammenfaſſen.

c e wirft die ſragt auf, ob Bachmann als einzelne Per
ſon berechtigt iſt, den ſtrittigen Kartellbeſchluß als aufgehoben zu
erklären, ehe das Kartell ſelbſt geſprochen hat.

Köni Buchdrucker) wünſcht ein frühzeitiges Eingreifen
des A. D. G. B. in die Halleſchen Verhältniſſe. Der unduldſamſte
Kampf der kommuniſtiſchen Gewerkſchaftler iſt bisher nicht gegen
den Unternehmer, ſondern gegen die eigenen, politiſch anders
orientierten Gewerkſchaftsgenoſſen geführt worden. Schulze
dürfte die von Bachmann mitgeteilte Zurücknahme des Kartell-

diejem Zweck alle

I blicden kann.

u dem t des Gewerkſchaftskartells auf r

veſchluſſes nicht anerkennen, denn er weiß daß die kommuniſtiſchen
é: en ihren Kampf nach der Vorſchrift Lenins mit Liſt und

chlauheit, illegalen Mitteln und Verſchweigen der Wahrheit c
führen haben. Linigkeit auf dem Boden der von uns ſe
gegebenen Geſehze, das iſt die n Grundlage dafür.

Müller (Holzarbeiter) will den Heuchlern, die von Einlg-
keit reden, die Maste heruniereißen. Jm übrigen verdreht er zu

ührungen Königs in das Gegenteil. Dann
nd des kommuüniſtiſchen r egenG. B. Weiter macht er ihm en Wer

wurf daraus deoß er mit Simons über die Pariſer Forderungen
verhandelte und entſchuldigt die Münchener Kommuniſten.

Schlimme (Transportarbeiter). Weyer erklärte im Kar
tell, die Weltauſchauung iſt maßgebend und trennt uns
in der Gewerkſchaftsärbeit. Der Geburtstag der Spaltung iſt
nicht heute, ſie findet nicht in dieſem Saale ſtatt, ſie
datiert von dem Tage, da die Moskauer Bedingungen
erlaſſen wurden. Der Gemeindearbeiterverband iſt durch
die Schuld der Kommuniſten in die Luft geflogen. Jetzt ſtellt
man ſich hin und ſagt, man hat es nicht gewollt. Es iſt aber
nicht abzuſtreiten, daß die Kommuniſten dieſe Entwicklung voraus
eſehen haben. Letſch iſt nur angeblich ausgeſchloſſen. Jeder
erdand wird jn der Art zerſplittert werden, wenn man ſich nicht

auf die Grundſätze des A. D. G. B. beſinnt. „Rin in die Kar
toffeln! Raus aus die Kartoffeln!“ So geht es hier nach dem
Kommando der V. K. P. D. und das Gewertſchaftskartell macht
es auch ſo. Man merkt es von dem jetzt e zurückgezogenen
Beſchluß. Die mangelhafte Gewerkſchaftstälig-keit im Metallarbeiterverband derſchuldet es,
daß auch die anderen Gewerkſchaften keine größe-
ren Erfolge bei ihren Lohnbewegungen haben.

Büttner (Bergarbeiter) erklärt, da die Bergarbeiter voll
inhaltlich hinter den Ausführungen des Kollegen Schulze ſtehen.
Bis jetzt hätten alle Richtungen im Bergarbeiterverband
zuſammengegrbeite:, aber ſeit Wie Zeit macht ſich
eine Aenderung zum Schlechten in dem Verhalten der Kommu-
niſten bemerkbar, weil ſie ſtreng nach den Weiſungen der V. K. P.
D. ihre auf Spaltung hinauslaufenden Grundſätze propagieren.

Rößler (Metallarbeiter) weiſt zunächſt darauf hin, daß
in Merſeburg der kommuniſtiſche Geſchäftsführer Hennig kein
beſonderes Verbrechen in dem Beſchluß des
Beirates des Met.-Arb.-Verb. gegen die Sonder-
beſtrebungen der Gewertſchaftskommuniſten er-

Die Zerſplitterung des Gemeindearbeiterver-
bandes iſt der V. K. P. D. inſofern nur unangenehm, als ſie z
früh erſolgt iſt. Offenſichtlich vegünſtigt der „Klaſſenkampf n
ſeiner Schreibweiſe den ſyndikaliſtiſchen „Freien Land
arbeiterverband“. Der kommuniſtiſche Redakteur Schneider ant-
wortetete auf eine Frage, er wäre für die Unioniſten und die
Gewerkſchaften. 3 Kollegen der Metallarbeiter-
Ortsverwaltung können nicht beſtätigt werden,weil ſie in Geld ahen nicht einwandfrei da-
ſtehen.

Bachmann erklärt nochmals im Namen der W. R. O.,

polemiſiert er an der
die Tätigkeit des A.

ß deshalb dieſer Streitpunkt gar ninicht beigetreten ſei und
Grundr varliege. tanſchauung muß die

die war. in den Gewerkſchaften ſein.
iehenſtahl nimmt noch einmal e das

uktivgenoſſenſchaft des e
dürfen nicht bewilligt werden, da ex die Gewerkſchaften bekämpft
r hat gar keinen Anlaß in die Welt denndie Richtſchnür für unſare Maßnahmen ſind die M e

für

der Gewerkſchaften auf dem Nürnberger Gewerkſchaftskongre
Der hat es ausdrücklich abgelehnt. die Gewerkſchaf-
ten zu Organen beſtimmter Parteirichtungen à
machen. un Weyer darauf hinweiſt, daß Dißmann dasſelbe
getan hätte ws jetzt die Kommuniſten tun, ſo muß ich (Schulze)
erklären, trotzdem ich politiſch mit Dißmann nicht übereinſtimme:
Dißmann hat in ſeinem Kampf zen Schlicke keine Parteipolitik

x Dißmann hat eben an der Spitze der größten Gewerk
ft das Perantwortlichkeitsgefühl derſelben auch Erfo l g eim Kampfe zu ſichern. ürde Weyer in der Jacke di

manns ſiecken, er hätte ſeine heutige Rede nicht gehalten. Thomas Nes Jnternationalen Arbeitsamtes, das durch den die demokratiſche Republik des Parlamentarismus und des
iſt Direktor
rertrt eingeſetzt iſt. hat alſo mit der Amſterdamer
Jnternationale nichts zu tun. Weyer wußte nur ſo
alte Gründe wie die Kriegspolitik der Gewerkfſchaften, für ſeineHandlungsweiſe ins Feld zu führen. Hat F. keine neueren
Wir ſind keine Gelhben und keine Verräter. Wenn wir die Be
ſchlüſſe der Mehrheit zur Durchführung bringen, dann tun wir
nur unſere Pflicht. Noch beſteht der Beſchluß des Kartells,
wenn ihr auch erklärt, er t aufgehaben. Wenn das Kartell mor
gen tagt, und ihr kommt ihm mit eurem Beſchluß, dann müßte es
wiſſen was es zu tun ſgi Euch zum Tempel hinausjagen.
Wenn der neue Ortsausſchuß gewählt iſt, dann iſt ſchließlich ein
Weg zu gemeinſamer Arbeit da. Bis dahin beſteht der kommiſ-
r che Ausſchuß mit dem Koll. Schlimme als Kaſſierer. Der

Zentrale der P. K. P. D.Uhlſchmidt. eyer ſagte im Rartell: Solange die ge-
werkſchaftliche Disziplin unſeren Grundſätzen entſpricht, befolgen

Das Fühnlein der ſieben Aufrechten.

Novelle von Gottfried Keller.
(1. Fortſetzung.)

Getäuſcht und wild ging Karl hinaus, ſein Leid der
Mutter zu klagen; er fühlte einen gewaltigen Reſpekt vor der
öffentlichen Macht, in deren Schule er nun ging als Rekrut.
Seit er der Schule entwach en, war er nicht mehr beſtraft wor-
den, und auch dort in den letzten Jahren nicht mehr; nun
ſollte das Ding auf einer höheren Stufe wieder angehen, bloß
weil er ſich auf des Vaters Gewehr verlaſſen hatte.

Die Mutter ſagte: „Der Vater hat eizentlich ganz recht!
Alle vier Buben habt ihr einen beſſeren Erwerb als er ſelbſt,
und das vermöge der Erziehung, de er euch gegeben hat; aber
nicht nur braucht ihr den lezzten Heller für euch ſelbſt, ſondern
ihr kommt immer noch den Alten zu plagen mit Entlehnen
oon allen möglichen Dingen: ſchwarzer Frack, Perſpeltiv,
Reißzeug, Raſiermeſſer, Hut, Funte und Säbel; was er ſich
ſorglich in Ordnung hält, das holt ihr ihm weg und bringt
es verdorben zurück. Es iſt, als ob ihr das ganze Jahr nur
ſtudiertet, was man noch von ihm entlehnen könne; er hin-
gegen verlangt nie etwas von euch, obgeich ihr das Leben
und alles ihm zu danken habt. Jch will dir für heut noch
einmal helfen.“

Sie ging hierauf zum Meiſter Hediger hinein und ſagte:
„Lieber Mann, ich habe vergeſſen, dir zu ſagen, daß der
Zimmermeiſter Frymann hat berichten laſſen, die Sieben-
männerge,etiſchaft komme heut zu ammen, und es ſelen Ver
handlungen, ich glaube etwas Politiſches!“ „So?“ ſagte
er ſogleich angenehm erregt, ſtand auf und ging hin und her;
es nimmt mich wunder, daß Frymann nicht ſerbſt gekommen
iſt, um vorläufig mit mir zu reden, Rückſprache zu nehmen
Rach einigen Minuten kleidete er ſich raſch an, ſetzte den Hut
auf und entfernte ſich mit den Worten: „Frau, ich gehe
gleich jetzt fort, ich muß wiſſen, was es gibt! Bin auch dies
Frühjahr noch keinen Tritt im Freien geweſen, und heut iſt's

n! Alſo adieu denn!“
„So! Nun kommt er vor zehn Uhr nachts nicht mehr!“

lachte Frau Hedizer und forderte Karl auf, das Gewehr zu
nehmen, Sorg' zu tragen und es rechtzeitig wieder zu bringen.
„Ja, nehmen!“ klagte der Sohn, „er hat ja das Schloß ausein-
ander ich kann es nicht herſtellen.“ „So kann ich

die Mutter und ging mit dem Sohn in das Stübchan.es

Sie kippte den Leckel um, in welchem das zerlegte Schloß
lag, las die Federn und Schrauben auseinander und begann
ſehr gewandt, ſie zufammenzufügen.

„Wo zum Teufel habt Jhr das gelernt, Mutter?“ rief
Karl ganz verblüfft. „Das hab' ich gelernt,“ ſagte ſie, „in
meinem väterlichen Haufe! Dort hatten der Vater und meine
ſieben Brüder mich abgerichtet, ihnen ihre ſämt. ichen Büchſen
und Gewehre zu putzen, wenn ſie geſchoſſen hatten. Jch tat
es oft unter Tränen, aber am Ende konnte ich mit dem
Zeng umgehen wie ein Büch enmachergeſell. Auch hieß man
mich im Dorfe nur die Büch enſchmiedin, und ich hatte faſt
immer ſchwarze Hände und einen ſchwarzen Nafenzipſel. Die
Brüder verſchoſſen und verjubelten Haus und Hof, ſo daß

dein Vater, geheiratet hat.“
Während dieſer Erzählung hatte die geſchickte Frau wirk

lich das Schloß zuſammengeſetzt und am Schafte beſeſtigt.
Karl hing die glänzende Patronentaſche um, nahm das Ge-
wehr und eitte ſpornſtreichs auf den Exerzierplatz, wo er noch
mit knapper Not anangte, ohne zu ſpät zu kommen. Nach
ſechs Uhr brachte er die Sachen wieder zuvück, verſuchte nun
ſelbſt das Schloß auseinanderzunehmen und lezte deſſen Be-
ſtandteite wieder in den Schachtedeckel, wohl durcheinander-
gerüttelt.

Nachdem er ein Abendbrot verzehrt und es darüber dunkel
geworden, ging er an die Schiffände, miete ein Schiffchen
und fuhr längs den Ufern hin, dis er vor die Plätze am See
gerangte, we.che teils von Zimmerleuten, teils von Stein
metzen benutzt wurden. Es war ein ganz hecrücher Abend;
ein lauer Südwind kräujecte leicht das Waſſer, der Vollmond
erleuchtete deſſen ferne F.ächen und blitzte hell auf den kleinen
Wellen in der Nähe, und am Himmel ſtanden de Sterne in
glänzend k.aren Bildern; die Schneeserge aber ſchauten wie
hleiche Schatten in den See herunter, faſt mehr geahnt als
geſehen; der induſtriöſe Schnickſchnack, das Keelnliche und
Unruhige der Bauart hingegen verſchwand in der Dunkecheit
und wurde durch das Mond.icht in größere ruhige Maſſen
ebracht, kurz, das Landſchaft.iche war für die kommende

ne würdig vorbereitet.
Karl Hediger fuhr raſch dahin, bis er in die Nähe eines

großen Zimmerplatzes kam; dort fang er mit halhlauter
Stimme ein paarmal den erſten Vers eines Liedchens und
fuhr dann langſam und gemächlich in den See hinaus. Von

ich armes Kind froh ſein mußte, daß mich der Schneider,

den Bauhölzern aber erhob ſich ein ſchlankes Mädchen das
um den Hals und küßte mich, daß es kaum zu zählen war

ab. Die Zerwir ſie, im ent u nicht inſie
litt im rverband beſchränktS Halle ſondern ſie breitet aus. neue Verband mit

dem langen Namen konſtituierte ſich ge Gau Mitteldeutſchland
Wenn Letſch ſchließlich auch aus der K. P. D. ausgeſchloſſen
iſt, irken doch die andern eſtört weiter.i et er ahnt unter chmofwolen wie Clique und Ver,
brecher einen Antrag auf Einſetzung einer w. auf wej,
t tung dieſer Angelegenheit zu begründen. Das HalleSee ne i ung den niſche Zurufe: Wenn

remſen!)
eyer und Rößler erhalten das Wort zur perſslichen Semereun de Leiter beſ. TAehnt es ab, den mire

Müller zur Abſtimmung zu bringen unter Tumult ſchließt di
Verſammlung.

Das iſt der ſachliche, faſt zu trockene Bericht, denn die
Stürme, die manchmal durch die Verſammlung brauſten
und die nicht gerade geſchmackvollen Bezeichnungen der
Nichtkommuniſten ſind nicht mit verzeichnet. Die zerſtörende
und die prattiſche Erfolge vernichtende Tätigkeit der kom,
muniſtiſchen Zellen wurde in aller Sachlichkeit beleuchtet
Es wurde auch der Abgrund aufgezeigt, in den dieſer ein.
eſchlagene Weg hineinführt. An den Kommuniſten wird es
iegen, ob ie u dort hineintreibt oder odieſe geſchloſſen und einheitlich einen langſamen aber ſicheren

Aufſtieg zu beſſeren Verhältniſſen findet. Kommuniſten,
entſcheidet euch! Die Wahl ſollte euch a
die Seite eurer Klaſſengenoſſen führen.

men

Münchner 6eltenſprünge.
In der großen Tragödie Deutſchlands bilden die Münche.

ner Straßenereigniſſe eine ſchwankmäßige Epiſode. Ueber-
all hat man mit lächelndem Vergnügen von jenen Hangs-
wurſtereien geleſen, die ſich im Zeichen der kommuniſtiſe
nationaliſtiſchen Verbrüderung, im Zeichen des Hakenkreuzes
auf blutrorem Grunde vohzogen. Die Berliner Kommu-
niſtenhenne ſucht ſeitdem die von ihr ausgebrüteten Enrchen
mit ängſtlichem Gegager aus der ylut des Repanchepatrio-
tismus, in der ſie ſo luſtig plätſchern, zurückzuholen. Man
ſoll aber dieſes Schauſpiel nicht mit ein paar billigen
Scherzen abzutun verſuchen, zu denen es ja gewiß reizt, und
auch nicht mit dem alten Sprichwort, daß die Gegenſätze
einander berühren.

Für die Kommuniſtiſche Partei ſind die Vorgänge von
München weit ernſter. Die Direktion loſigkeit ihrer An-
hänger, der Verluſt ihrer Hoſfnung, auf den von den Füh-
rern gewieſenen Wegen auch nur einen Schritt weiter zu
kommen, hat den eigentkichen Anlaß zu dieſen verzweifelten
Seitenſprüngen abgegeben. Dieſe Vorgänge ſind auch nur
eine Teilerſcheinung des e haſtigen Mauſerungspro-
eſſes, in dem ſich die V. K. P. D. befindet, es iſt ein letzterſchon komiſch wirkender Verſuch „revolutionär“ zu ſein, auch

auf die Gefahr hin, daß man dabei ultrareaktionär wird.
Vor zwei Jahren ging eine G Hoffnungswelle durch

einen Teil der deutſchen Arbeiterſchaft die ruſſiſche
Bolſchewiſtenherrſchaft war kaum ein Jahr alt, ihre Erfolge
waren ſo gut wie unbekannt und wurden in einem ver
klärenden Licht des Jdealismus gezeigt. Noch war kein
Frieden unterzeichnet, noch befand ſich ganz Europa in
gährender Ungewißheit, in Deutſchland regierten Arbeiter
und Soldatenräte, die freilich in ihrer erdrückenden Mehr
heit auf ſozialdemokratiſchem Boden ſtanden und von einer
Nachahmung des ruſſiſchen Beiſpiels nichts wiſſen wollten

ren en gleichen Wahlrechts war erſt im Entſtehen be
griffen.

Wie ſehr haben ſich ſeitdem die Verhältniſſe geändert.
Die Mißwirtſchaft des ruſſiſchen Bolſchewismus findet kaun
noch üßerzeugte Verteidiger, deſto mehr hat die Herrfſchſucht
der ruſſiſchen Machthaber und ihre Methode, durch Geld und
Einſchüchterung die Arbeiterbewegung außerhalb Rußland

beeinfluſſen, Befremden und Widerſtand dec europäiſchen
rbeitermaſſen hervorgerufen. Die deutſchen Unabhängigen.

ſelbſt die bisher ganz ſowetſrommen Kommuniſten Jtalien-
haben gegen die Moskauer Knute rebelliert. Die franzöſiſhe
Partei iſt geſpalten, und nirgends iſt der auf kommuniſti-
ſcher Seite gebliebene Teil ſo groß, daß ein v
Menſch für abſehbare Zeit auf die Möglichkeit einer erfolz-

a J J redort gefeſſen, band ein Schiffchen los, ſtieg hinein und fuhr
allmählich, mit einigen Wendungen, dem leiſe ſingenden Schif
ſer nach. Als ſie ihm zur Seite war, grüßten ſich die jungen
Leute und fuhren ohne weiteren Auſenthalt, Bord an Vord
in das fiüſſige Sikber hinaus, weit auf den See hin. Sie
beſchrieben in jugendlicher Kraft einen mächtigen Bogen mit
mehreren Schneckeninten, welche das Mädchen angab und
der Jüngling mit leiſem Ruderdrucke mitmachte, ohne von
ihrer Seite zu kommen, und man ſah, daß das Paar nicht
ungelbt war im Zuſammenfahren. Als ſie recht in die Stille
und Einſamkeit geraten, zog das junge Frauenzimmer die
Ruder ein und helt ſtill. Das hetßt, ſie legte nur das eine
Ruder nieder, das andere hielt ſie wie ſpielend über dem
Rande, jedoch nicht ohne Zweck; denn als Karl, ebenfalls ſtill
haltend, ſich ihr ganz nähern, ja ihr Schiffchen förmlich
entern wollte, wußte ſie ſein Fahrzeug mit dem Ruder ſehr
gewandt abzuhalten, indem ſie ihm jeweilig einen einziges
Stoß gab. Auch dieſe Uebung ſchien nicht neu zu ſein, do
fich der junge Menſch bald ergad und in ſeinem Schifftein
ſtill ſaß.

Nun fingen ſie an zu plaudern, und Karl ſagte: „Liebe
Hermine! Ich kann jetzt das Sprichwort umkehren und rufen
Was ich in der Jugend die Fälle hatte, das wünſch' ich in
Alter, aber vergeblich! Als ich zehn Jahre alt war und du
ſieben, wie oft haben wir uns da geküßt, und nun ich zwan
zig bin, bekomme ich nicht einmal deine Fingerſpitzen z
küſſen.“

„Jch will ein für allemal von dieſen unverſchämten Lügen
nichts mehr hören!“ antwortete das Mädchen halb zorn
halb lachend, „alles iſt erfunden und erlozen, ich erinneb
mich durchaus nicht an ſolche Vertraulichkeiten!“ t„Leider!“ rief Karl, „aber ich um ſo beſſer! Und zwar viſ
du gerade die Tonangeberin und Verführerin gewe,en!

„Karl, wie häßlich!“ unterbrach ihn Hermine; aber
fuhr unerbittich fort: „Erinnexe dich doch nur, wie o
wenn wir müde waren, den armen Kindern ihre zerriſſenen
Körbe mit Zimmerſpänen füllen zu helfen, zum ſteden
druſſe eurer Po-ierer, wie oft mußt' ich dann zwiſchen den
großen Holzvorräten, ganz im Verborgenen, aus kleiner
u und Brettern ein Hüttlein bauen mit einem
e Türe und einem Bänk.ein darin! Und wenn wir daun
auf dem Bänkchen ſaßen, bei geſcheoſſener Türe, und
meine Hände endlich in den Schoß lezte, wer fiel mir daun

(Fortjenung jolgt.)
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zihen Aktion rechnen könnte. Die deut
ſh aber trotz alledem gt, und wenn ihr Gefahr droht,
ſann nicht von der rſten Linken, ſondern eher noch von
er ungleich ſtärkeren äußeren Rechten. Die Bedrohung der
Jepublik von rechts hat aber hinwiederum in den Arbeiter
gaſen die Erkenntnis gefeſtigt, daß die Demokratie für ſie
n verteidigens wertes Gut iſt. Wer ſpricht denn 73 er
ich von der ſogenannten Diktatur des Proletariats
ſt die Loſun Alle Macht den Arbeiter und Soldaten
äten!“ geblie Es wenig bemerkt worden, daß in dem ſogenannten

ginigungsprogrämm, mit dem die K. P. D. jetzt auf den
Hählerfang geht, die Diktatur des Proletariats ausgeſchal-
t iſt. Deſto barer widerhallt in der
reſe anläßlich der bevorſtehenden Preußenwahlen dera nach mehr kommuniſti Stimmzetteln. an hat

Feſchnack am Parlamentarismus gefunden, nachdem noch
der berühmte eher von 1918 jede Beteili-
gung an demokratiſchen Wahlen, ſelbſt an den Wahlen zur

Republik hai

Katlonalverſammlung, als „konterrevolutionär“ abgelehnt
tte.a So iſt es pſychologiſch durchaus verſtändlich, wenn die

gerſinkende Revolutionsromantitk nach einem
Strohhalm greift. Gewiß wirkt es erſchütternd komiſch,
wenn die Münchener Sowjetheiligen nun mit Hilfe ron
Finwohnerwehren und n die Weltrevolution in Gang
m bringen verſuchen, und das Erſchrecken der Zentrale über
elche Narrenpoſſen, die die ganze Partei lächerlich machen,
ſt nicht minder verſtändlich. Aber im Grunde handelt es
ch da um ein paar arme V denen es verdammt ernſtim ihre Sache iſt, die in dem icicht, in das ſie ihre Führer
jeleitet haben, vergeblich einen Ausweg ſuchen und die nun
iuf dem abſonderlichſten Wege ihren Revolutionstraum,
jon dem ſie nicht ablaſſen können, verwirklichen möchten.
Was ſich in München abſpielt, i ſo zu vielen andern nur
an neues erſchütterndes Jeichen für den geiſtigen Bankerott
es deutſchen Kommunismus.

Riederzwingen!
Breslau, 10. Febr. Zu den Londoner Verhandlungen

ümmt in der „Breel, Voltswacht“ der Reichstagspräſident
Genoſſe Löbe Steüung. Er ſtellt feſt, daß gegen die Ent-
waffnungsforderungen der Einwand der Unerfüllbarkeit
nicht erhoben werden kann. Bäume die bayeriſche Reaktion
ſch gegen die bereits in Spa und jetzt nochmals von Simonse Erfüllung der Entwaffnungsbedingungen auf, ſo
eſährde ſie nur die Sicherheit des Reiches und müſſe von der

ichsregierung und allen Friedensfreunden niedergezwungen
werden. Gegenüber der Forderung des milliardenfachen
Kriegstributs und der vieljährigen Sklavenarbeit nimmt
Läbe dagegen noch einmal ſcharf Stellung. Er ſchreibt: Die
Lerflichtung zur Zahlung von 226 Milliarden Goldmark
urd etwa 35ß Milliarden Ausfuherabgaben unterſchreiben,
hieße nicht nur wider Treu und Glauben, ſondern gegen alle
Lerrunft eine Verpflichtung eingehen, deren Unmöglichkeit
ſich heim erſten z ermin kraß offenbaren würde.
Alſo wird die deutſche Regierung bei ihrem „Nein“ bleiben
wüſſen, auch wenn die Feindmächte ſo Stis ſein ſollten, 3
50 cder 60 Milliarden abhandeln zu laſſen, wozu ſie jedo
nicht die geringſte er rie zeigen. Wird das Ruhr
revier beſetzt, ſo würden die Wirkung verminderter Förde-
tung ſowohl die St ſen als auch wir Deutſche ſpüren.
Das Heer der Arbeitsloſen wird ſo wenig Steuern zahlen,
wie die geſunkene Produktionskraft Ausfuhrabgaben ermög
lichen Fönnte. Wirren könnten eintreten.
Cins nur iſt ſicher: Weder eine Regierung Hergt-Ludendorff-
Eſchericß noch eine ſolche pon LeviKoenen-Adolf Hoffmann
wöre gewillt, geſchweige denn imſtande, irgendwelche Zah
ſungen auf Frankreichs Anſprüche zu vollziehen.

Das leichtfertige Spiel wird fortgeſetzt.
NMünchen, 10. Februar. Nach einer amtlichen Meldung
gaben die mehrtägigen Beratungen der bayeriſchen Staats
tehierung und der Koalitionsparteien mit der Zuſtimmung
aller beteiligten Faktoren zu der an die Reichsregierung zu
tichtenden Erklärung der bayeriſchen Staatsregierung heute
abend ihren Abſchluß gefunden. Wenn das Ergebnis der
Beratungen den bisherigen Standpunkt der eriſchen
Staatsregierung feſthält, ſo beweiſt das aller Welt, daß das
ayeriſche Volk und ſeine Regierung in der Erhaltung desmentbehrlichen Selbſtſchutzes auch z.

tage erblickt. Die Rei

die un Reparatlonsforderungen ablehnte, auch demunmöglichen Entwaffnungsdiltat n zuſtimmen, die beide

ein zeſammendängendes Ganzes bilden. Die bayeriſche
Stacgksregierung verkennt jedoch nicht, daß der Re t
rung die letzte Entſcheidung und die Verantwortung für ihre
Ma nahen zufällt. Alle Verhandlungen ſeien i in
einem Geiſte gepſlogen, die Stellung der Reichsregierung
gegenüber dem geſchloſſenen Willen der alliierten Mächte zu
verſtärken.

Eine vernünftige Anſicht.
London, 10. Fehruar. Jm Lyceumklub erklärte Lord

za mit Sesug auf die Pariſer Bedingungen über die
eparationsfrage, die Anerkennung eines sausfuhr

zolles ſei kaum vereinbar mit einer unabhängigen Finanz-
olitik. Die einzige Art der Bezahlung ſei durch Ausfuhrtet Waren. Dieſe würde jedoch die Beſchäftigung der

rbeiter in England zen J Eingriff inden deutſchen Handel würde nur die Jahlungsfähigkeit
Deutſchlands vermindern. Eine endgültige Regelung ſei
dringend notwendig, Zunächſt ſei es nötig, die Zahlungs-

Deutſchlands auf einer Konferenz feſtzuſtellen, auf
der Deutſchland vertreten ſei.

Die Oppoſition in der franzöſiſchen Kammer
Paris, 10. Februar. Bei der geſtrigen Abſtimmung der

Kammer haben gegen die Vertrauenstagesordnung neben
50 Angehörigen der verſchiedenen Parteien geſchloſſen die
Sozialdemokraten und die Kommuniſten geſtimmt.

Zuſammenſtöße und Bluttaten in Jtalien.
Trieſt, 10. Februar. Agenzia Stefani. Wegen der Er-

mordung eines Carabiniers Lurch Kommuniſten veranſtal-
teten Fasciſten vor dem Gebäude des „Laboratorae“ Kund-
gebungen, in deren Verlauf aus dem Gebäude Schüſſe auf
die Demonſtranten abgegeben wurden. Ein Poliziſt und
zwei Fasciſten wurden verletzt. Die Polizei ließ das Haus
räumen und verhaftete die Redakteure und Angeſtellten des

Das Haus wurde von den Fasciſten in Brand
geſteckt.

Eine eroberte Stadt
Paris, 10. Februar. Hapvas verbreitet ein aus Beirut

eingetroſffenes amtliches Telegramm, nach dem Aintab, das
von den türkiſchen Nationaliſten m verteidigt wurde,
geſtern vormittag kapituliert habe, Die Stadt hat eine Be
völkerung von etwa 70 000 Einwohnern; ſte wurde ſeit Mai
v. J. von den Franzoſen belagert.

Der weitere Jerſall der Türkei

aneinanderreiht, ſo raſch, ſo erbärmlich, ſo unwiderruflich
Bankrott gemacht.

Da die Deutſche Zeitung“ das alles ohne ein Wort
des Widerſpruchs kann das Zitat nur als
Zeichen der Uebereinſtimmung gedeutet werden. Wir gratu-

lieren zu dieſer non die wirallerdings auf keinen Fall mitmachen

das Programm der engliſchen Liberalen.
Das Exekutipkomitee der engliſ liberalen Partei

hatte Ende Januar 1921 ſeine Vorſ e für ein Programm
der liberalen Partei feſt eſetzt, welches dem demnächſt ſtatt
findenden Kongreß unlerbreitet werden ſoll. Das Pro
ramm welches auf einem Bericht des Komitees für liberale
nduſtriepoliti? fußt, iſt ron großer grundſätzlicher Bedeu-

tung. Das Eingreifen des Staats in Wirtſchaftsleben,
das der Liberalismus bisher grundſätzlich abgelehnt hat,
wird in dieſem Programm ausdrütlich bejaht und gefordert.
Es wird die Forderung aufgeſtellt, die induſtrielle Freiheitmit den Jntereſſen der denen t in Einkla ringen.
Die Forderungen der Partei ſollen hauptſechtt folgende
Punkte umfaſſen:

Für die einzelnen Jnduſtrien werden paritätiſch zuſam
v Räte (Arbeitsgemeinſchaften) verlangt. Dieſe
beſtehen ja bekanntlich ſeit einigen Jahren in England T
ſogen. WithlevRäte), es wird aber im Programm 5
Recht dieſer Arbeitsgemeinſchaften gefordert, Minimallöhne
und Rormal-Arbeitszeit bindend feſtzuſezen. Die RNäte
u in einen nationalen Jnduſtrierat zuſammengefaßt
werden.

Eine jede Jnduſtrie iſt verpflichtet. ihre eigenenArbeitsloſen mit Staatsunterſtützung zu verſorgen. Sie
ſogen. Allan-Smith-Comitees machen brreits eine Propa
n und ſchaffen Organiſationen für die Verwirklichung

ieſes Prinzips.)
Die Sozial ſierung als Prinzip wird abgelehnt und

nur für Jnduſtrien und Betriebe befürwortet, welche eine
Monopolſtellung einnehmen und eine Tendenz zur Aus
ſchaltung des freien Wettbewerbs beſitzen. (Prof. Muirs
Vorſchlag diesbezüglich viel weiter.

Die Staatsausgaben ſollen um ein Viertel reduziert
werden; wenn die r Steuern für die Staats
ausgaben nicht reichen, ſoll eine Ausnahmeſteuer für die
Einlöſung der Kriegsſchulten auf alle Vermögen über 5009
Pfund erhoben werden.

Gegen die Mißbräuche der Kartelle und Truſts werden
geſchge eriſch Maßnahmen gefordert

wird gegen die ſchutzzöllneriſchen Beſtrebungen Pro
teſt erhoben und der unbeſchränkte Freihandel verlangt.

Sehr bedeutend iſt die Forderung nach Beſteuerung des
Landes und der Jmmobilien nach ihrem Wert. Lloyd

Paris, 9. Febr. Hapas meldet aus Beirut, die weltlichen
und geiſtlichen Führer der Bevölkerung des ſüdlich ron
Damaskus ge r Dechebel ed Druz haben das Ver
geſtellt, das iet möchte als autonome Provinz anerkannt
und als Staat von Damasus dem franzöſiſchen Mandat
unterſtellt werden. 5

Ein ſpäter anlä der Vorgänge nach demPeoyeb u t
Eſſen u 0. Febr. Heute beginnt vor dem Schwur-

gericht der Prozeß gegen 13 des Mordes und zwei der Auf-
reizung zum Morde angeklagten Bergleute und Arbeiter, die
am 19. März v. Js. als Angehörige der in Eſſen eingerückten
Roten Armee 11 Mitglieder der aus Sicherheitspolizei und
Einwohnerwehr beſtehenden Beſatzung des ſſerturms ge
tötet haben.

Auch in Preußen Brüderſchaft?
Das Münchener Beiſpiel des großen Verſöhnungstrunkes

und der gemeinſchaftlichen nationalen Trunkenheit von Kom-
muniſten und Alldeutſchen ſcheint in Berlin Schule machen.
Die Deutſche Zeitung“, das extrem-deutſchvölkiſche Blatt,
veröffentli t mit großem Behagen die Ausführun-
en der „Roten Fahne“ über den „Canoſſagang“ der deut
chen Regierung, womit die Annahme der Einladung nach
London gemeint iſt. Tn dem Artikel wird die Regierung
verhöhnt, weil ſie zu Kreuze gekrochen ſei, weil ſie den

völlig ratlos gegenüberſtehe, und ſchließ-
lich heißt es:

drir zend, zu den Einkäufen möglichst
die Vormittagsstunden zu wählen, da bei
dem grossen Andrange nachmittags eine
sorgtaltige Bedienung kaum möglich ist

Verkaufsstelle:

tlalle a. S.,
Schmeerstr. 1.

gen vorgenommen. um darauf dieſe neue u

George, der einſtmals ſo radikale Minißet, hat vor 10
Jahren durch Geſetzgebung die der Bodenwerte

der Gerechtirkeit
entſprechende Steuer (nach dem Syſtem des amerikaniſchen
Schriftſtellers Henry George) aufzubauen. Die Schätzung
iſt während des Krieges unterblieben, und von der Steuer
ſpricht Lloyd George nicht mehr; ex iſt ja zen gans ins
konſervative Fabrwaſſer geraten. Das liberale Programm
nimmt jetzt die Forderung wieder auf. Es werden Maß-
nahmen für den Schutz land wirtſchaftlichen Arbeiters
und Pächters und für den erſteren Minimallöhne ge-
fordert, desgleichen Unterſtützung der Genoſſenſchaften und
der gemeinnützigen Bautätigkei

B züglich der Löhne wird der Grundſaß ausgeſprochen
daß der Arbeiter dort, wo der Ertrag des Kapitals ſteigt,
eine volle und angemeſſene Entlohnung für ſeine Arbeit be
fommt; eine allerdings verſchwommene Vorſtellung. Die
W Prof. Muirs auf die geſetzliche Einſchränkung
der Profite iſt nicht in das Programm aufgenommen.

Wir haben unlängſt verſucht. theoretiſch nachzuweiſen,
daß dieſe liberale Jnduſtriepolitik nicht geeienet iſt. die
induſtriellen Probleme unſerer Zeit löſen. Hierzu
brauchen wir den So ialismus. Das Programm der eng
liſchen Liberalen rerdient jedoch unſere Aufmerkfamkeit.

Eine Abſage an RMoskau.
Die franzöſiſchen Gewerkſchaften bleiben in der Amſterdamer

Jnternationale.
Paris, 10. Februar. Wie „Peuble“ mitteilt, hat derNationalrat des Allgemeinen Ärbeiterverbandes in einer

Entſchließung, die mit 88 gegen 24 Stimmen angenommen

aber nur noch 6 Tage

22Auf alle schwarzen

Auf zurüekgesetzte
wehwarase und farbige
Ledersehahwaren
in allen Preislagen
Jeder Stietel tragt aut der soble den von
vuserer Fabrik tfest eingeprägten Original Preis

Der Rabatt hierauf wird erst an
der Kasse bar in Abzug gebracht
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tſchieden, die
der gewerkſchaftlichen
in Erwägung zu ziehen. Auch dem zukünftigen Gewerkſchafts-
kongreß ſoll der Anſchluß an die gewertſchaftliche Jnter-

wurde, en
nternationale von Amſterdam nicht

nationale von Moskau nicht anempfohlen werden. Dieſe
gewerkſchaftliche Organiſation mache den Verſuch, die Be-
wegung den politiſchen Parteien untertan zu machen, die ſich
der dritten Internationale angeſchloſſen haben.

Arbeitsloſe Vergleute in Frankre'ch.

Vor einiger Zeit teilten wir mit, in welchem unge-
zeuren Umfang ſich die Wirtſchaftskriſe in England aus-

breitet hatte. Als Folge davon wurden ſogar die Berg-
eute in größerem Umfange von der Arbeitsloſig-

keit betioffen, und das in einer Zeit, wo ihre Kameraden
im Ruhrrevier Ueberſchichten verſahren müſſen, um die
franzöſiſchen Anſprüche auf deutſche Kohlenlieſerungen nach
dem Abkommen von Spa zu erfüllen. Trotzdem echob
Franireich anläßlich der Pariſer Verhandlungen ſogar noch
Anſprüche auf erhöhte Lieferung. Ein welch unerhöcrter
Frevel dieſes Verlangen iſt, kann man daran ermeſſen,
daß jetzt auch in Frankreich ſelbſt Bergarbeiter auf die
Straße geſetzt werden!. Aus einem Artikel des Pariſer Ge
wertſchaftsorgans „Peuple“ vom 3. Februar, der die Ueber
ſchrift trägt: „Haben wir zuviel Kohlen?“ entnehmen wir
folgende merkwürdige Einzelheiten über die Arbeitsloſigkeit
in den mittel- und ſüd franzöſiſchen Kohlenrevieren:

In Doyet, in Commentry, in Momricq arbeiten die
Bergleute ſeit dem 8. Januar nur drei Tage in der Woche
dieſe drei Zechen beſchäftigen insgeſamt fünf- bis ſechs
hundert Ardeiter; in BVezenet, wo dreihundert Bergleute
beſchäftigt waren, wird vollſtändig gefeiert; in Sinsles

iſt die
(Haute-

(Puy-de-Döme) ebenſo; in Bosmoreau (Creuſe)
Hälite der Arbeiterſchaft entlaſſen; in Langeac
Loire) wurde ſiebzig Arbeitern gekündigt.“

Der Verfaſſer des Artikels, A. Gomot, ein Führer des
franzöſiſchen Bergarbeiterverbandes, erzählt nun, daß er bei
einer Ausſprache mit den höchſten Beamten der ſtaatlichen
Bergverwaltung über die bedauernswerte Lage dieſer Ar-
beitsloſen und ihrer Familien zu hören bekam, daß „man ſich
nicht allzu ſehr beunruhigen dürfe. Die Situation, die
einerſeits durch eine beträchtliche Einfuhr von Kohle, ande-
rerſeits durch einen geringeren Verbrauch der Fabriken ver
urſacht ſei, würde nur von kurzer Dauer ſein. Jm großen

rage des Austritts der C. G. T. aus

wichtigſtes Austauſchprodukt ohne wirtſchaftliche

London Foch mit ſeinem Säbel raſſeln, eine Erhöhung der
deutſchen Kohlenlieferungen, eine Verſchlimmerung der
Sklavenarbeit der deutſchen BVergleute erzwingen!

in Frankreich Bergarbeiter zu Tauſenden entlaſſen! Ja,
Frankreich iſt jetzt ſogar in der Lage, dank der deutſchen
Qualitätskohle, die es umſonſt bekommt, Zechen, deren Er
zeugniſſe als „minderwertig“ bezeichnet werden, einfach zu
ſchließen, eingehen zu laſſen!

Röohizen.

Der Völkerbundsrat in Prris. Wie der „Temps“ meldbet,
wird die S zzung des Völkerbundsrates, die am 21. Februar in
Genf eröffnet werden ſollte, zu derſelben Zeit in Paris ſtatt
fenden.

und ganzen würde die Arbeit in den Bergwerken bald wieder
ihren normalen Lauf nehmen, mit Ausnahme jedoch von ge-
wiſſen Revieren in Mittel-Frankreich, deren Kohle minder-
wertig ſei“.

Die Verrücktheit der Zuſtände, die in Europa unter dem
Kommando der franzöſiſchen Revierung, d. h. der franzöſi
ſchen Schwerinduſtrie, herrſchen, kann gar nicht greller be-
leuchtet werden, als durch dieſe Tatſachen: denn die „be-
trächtliche Kohleneinfuhr“, die zur Entlaſſung von franzöſi
ſchen Bergleuten führt. iſt natürlich nichts anderes als die
von Deutſchland ſo dringend für die Beſchäſtigung der eige-
nen Jnduſtrie benötigte Ruhrkohle, die wir nach dem Dikrat
von Spa gratis abliefern müſſen. Unſere Bergarbeiter
müſſen Ueberſchichten unter jämmerlichen Ernährungsver-

T

T

gzältniſſen leiſten; in Deutſchlands Jnduſtrieſtädten gibt es

Dr. Maier in ſein Amt eingeführt.
Keine Erhöhung der Arbeisloſenunterſtüzung. Der „Kon-

fektionär“ hatte vor einiger Zeit mitgeteilt, das Re chs arbeits
miniſterium habe die Erhöhung der Arbeitsloſenunterſtüung von
10 auf 12 Mark täglich beſchloſſen. Dieſe Nachrecht, die auch von
einem großen Teil der Preſſe weiterverbre tet wurde, wird jetzt
dementiert.

Kirchengaustritte in Böhmen. Nach Berichten der ſozia-
liſtiſchen Blätter ſollen im Bereich von Groß-Prag während
der lezzten 14 Tage rund 100 000 Perſonen aus der katholi-
ſchen Kirche ausgetreten ſein.

O. wonnen
Landw'rtſchaſtsminiſter Genoſſe Atto Vraum und die

Rechte parzeien.

Bekanntlich erließ der Genoſſe Braun als Miniſter am
ember 1919 eine Verordnung zur Sicherſtellung der

bandes anerkannt haben.
wirtſchaftshaushalts für 1919 wurde von den Deutſchnatio-
nalen Abg. Graeſ-Anklam und dem Abg. Graf Kanitz dieſe
Verordnung kririſert und dem Gen. Braun vorgeworfen, er
ſei ein Miniſter für Landarbeiter und gegen die Landwirt-
ſchaft. Trefſend erwiderte der Gen. Braun dieſen Herren,
daß nach ſeiner Auffaſſung die Landarbeiter mit zur Land-
wirtſchaft gehören. Allerdings war die jahrzehntelange
Tätigkeit der Konſervativen, jetzt Deutſchnationale und
Deutſche Volkspartei, darauf eingeſtellt geweſen, die Land

loſen und Millionen von Kurzarbeitern; Deutſchland darf
keine Kohle nach dem neutralen Ausland ausführen, wofür
es billige Lebensmittel erhalten würde, ſondern es g.

en
leiſungen Frankreich überlaſſen; und jetzt ſoll ſogar das
Diktat von Spa verſchärft werden, wieder einmal ſoll in

der gehäſſigſten Weiſe den Gen. Braun zu bekä
etwa, weil er keine landwirtſchaftliche Sachkunde tzen ſo
nein, deshalb, weil der Gen. Braun ſich nicht zum villen,
loſen Werkzeug agrar-konſervativer Jntereſſenpolitit machen
läßt.

Beweis, da d i l ein iw. e Sie eal Fug der drei
Unterdeſſen aber werden ſowohl in England wie auch

Landesverſammlung erklärte am 28. Oktober 1920 der deutſch
nationale Abg. Weißermel, daß er die Tätigkeit des ſozial

demokratiſchen Landwirtſchaftsminiſters Otto Braun h
hoch einſchätze. Er erkannte an, daß der Landwirtſchaft
miniſter Kintusig alle geſetzlichen Mittel angewendet habe,
um die Wünſche des Volkes auf Veſchaffung von Siedlungs
land zu erfüllen. Wenn ſich ſein weitgeſtecktes Programm
nicht ſo ſchnell verwirklichen läßt. ſeien daran nur die allge
meinen wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſchuld. Weißermel fügte
hinzu, er wolle auch als politiſcher Gegner gerecht ſein und
ſich ſein ſachliches Urteil nicht durch die Preſſeangriffe gegen
Braun beeinfluſſen laſſen. Einen Tag ſpäter, am 29. Okt
rühmte der deutſch-volksparteiliche Abg. Heldt im Landwirt
rauh der Landesverſammlung die Tätigkeit
Brauns für die Verſorgung der Landwirtſchaft mit künſt
lichem Dünger. Auch er erklärte, Programm und Arbeit von
Otto Braun durchaus anerkennen zu müſſen. So ſpricht die
Wahrheit und jetzt ſpricht die Hetze gegen den Gen. Braun

weil er Sozialdemokrat iſt. 4

G. m. b. H. zu Halle. Gr. Unchſtr. 27.

Vereins Anzeiger.
n
re aää u. en Orgaaiſeſner aus t e
bezirk angekündigt werden.

e v 4 pu

willkommen.
Paumbur Sonnabend, den 12. Februar, abends 8 Uhr,g. Mitgliederverſammlung im Reſtaurant ur Poſt

Erſcheinen aller dringend notwendig. Der Bor and.
Mücheln. Sonntag, den 13. Februar, nachmutags 2 Uhr im

i „Schützenhaus* öffentliche Wählerverſammlung.Genoſſen ſorgt für Maſſenbeiuch! Anſchließend im Vere nslokai
Mitaliederverſammlung. Tagesordnung Einteilung zur Wahlarbett!
Erſcheinen aller Genoßen iſt unbedingt Pflicht. Der Vorſtand

9 litzſch Alle Genoſſen. die ſich an der Flugblattverteilunge am Sonntag. den 13. Februar beteiligen werden enrucht,
ſich am Sonnabend, abends 8 Uhr, im Parteilokal zur Ab
holung des Materials einzuſinden.

Der Vorſtand.
Eilenbur Montag, den 14. Februar, 8 Uhr. Mitglieder-g. verſammlung im Deutſchen Hof. Le pzigerſtraße.

Wichtige Tagesordnung. Alle Genoſſen mit ihren Angehörigen
müſſen pünktitch erſcheinen.

Der Borſtand.

infolge der Kohlenknappheit Hunderttauſende von Arbeits- arbeiter niederzuhalten. Dieſe Herren ſcheuen ſich nicht, in
J„;JZ T

Betreffs Heilung ohne o rr s i S I lese man „Ein ver- ver n ri c h Am besten u. billigsten e la gehla. Kochmettyvurst kaufen Sie a v e a e e n ves s
2 wiler- er ag 7 pt. Sonn nachm. ereine weise heinhuner 7 ugendweihe u. Konfrmation, h rud 4

nntag abend

la. n gtett Konirwations änräge aus h e 1850 Schmierseite Der Corregidor. h ä
a. Deſſkateb-eber- konthmam Hurhe r 265. t ewurst Pfd, 5.00 Konftrmatonzame 7 rm r e W 3950 empſeh r n Sozialdemoraliſche Partei

F aus
Bibliothek

neun Mark
rhealten Sie daorch das „Wirtschaftliche Arbeilt-
nehmertaschenduch“. Enthält alles, was man
tägl. Leben rasch wissen muß. z. B. Verlassung,
Friecensvertrag. Heer wesen, Finenzen, Steuer gesetze.
Fisenvahnwesen, Auswaenderung, Unter nehmer umd
Arbeitnehmerverbände Wirtschaltssysteme, Partei-
weren, Redekunst. Massenp-ycnologie, Sowjetruss-
and. Arbeiter und Angestell enrecht, Betriebsräte-
recht. Soziale Versicherung, Reichsversorgungsgesetz,
systeme der Volkswirtscheit. Sozialisierun Gewinn-
beteiligung, Indexzillern, Taylorsystem., Schulwesen
Volkswirtschatftliche Fragen, Valuta, Einkommen usw.

Preis Mark 9.Pudhapdlung Volßetmme

Gr. Ulrichstrasse 27.

ßockwürstel!
Regensburger und Wiener in allbekannter

Güte, täglich friſch und in Doſen empfiehlt

flerm. Brodthuhn
Telefon 2766 Kapellengaſſe 4 Teleſon 2786

an Stadtthester,

Jackett Amüge

Jackett Amüge e h
Maß- Anzüge zie von See
bleau, grün und schwarz 950,00

Für tadellosen Sitz, erstkiassige Verarbeitung
von guten Stolfen, übernehme volle Garaniie-

Berufs Kleidun
Gehrocgk-Anzüge von 600.,00 H. an, in grober ucwahl.

G. iaway und Weste O

Moritz Rosenthal,
Leipziger Str. im alten Rathaus.

Besichtigen Sie meine Schaufenster, und vergleichen

77 I 2 TEkel Aiümilgaäanuſfen
bitten wir unsere Parteigenossen und Leser sich stets auf die

lederhandlung
Gegründ. 1861. Gebrüder Becker

Merseburg, Breitestr. 4.
Sohllceder- u. Gherleder-Aussehnitt.

Schuhmuacher-Bedartsartikel.
Sehälte.

fertig und nach Maß, neueste
Muster, haitbare Qualität, von 9902,

6590

prima Qualität,

F. V. Paul Fichter
e Halle a. d. S.,Magdeburgerſtr.

Fernruf 5797.

Wahlbüro für die Mansfelder Lande
Eisleben, Halliſcheſtr. 69 (Gambrinushalle)

Telephon Nr. 536.
Alle de Wahl betreffenden Anfragen Abhaltung von Ver

zu staunend billigen
Preisen

400.00 Mk. än.

Reparaturen

e Uhren
übernimmt bei ſolider Aus
führung zu mäßig. Preiſen

Gottir. Schraut,
Uhrmacher

nur Schmeerſtr. 4.

ſammlungen. Finablätter, Stimm ettel) ſind an das Wahl

büro zu richten.

Empfehle meinen prima

Kautabak,
gute Beize, Rolle nur 1.60 Mark

J

Rich. Hennicke, Königstrabe 5.
m

die Qualitäten, Verarbeitung und Preise!

heqqplO-Evjſ] T

„Volksstimme“ zu beziehen.

hrrra*a z

Teleph. 423.

Gummiſlreke.

Mlawanne
III

anänlih imberchmadh,

pin 10 m
Na land
v 17“ m
Apfel Ateuertig

pflaumen

2 Pfd. Dose

W.
Leipziger Str. 5

Villkyrte berngeguele

von

Matratzen
3 teil. m. Jute, Leinen
Drellbezügen, pr. Alpen
grasfüllung v. 150 an.
Paentmatrat en. Bett

einſäße von 140 an.
Chaiselongue

mit pr. Bezügen u. Ver
arbeuung v. 350 an.

Plüscno s0fas
pr. Frieoensware in ver

ſchiedenen Farben
Klud donas u. -Iegsel

min pr. Gobelinbezüge
An, ert. mod. Dekorationen

k. Mab.

rrrnn—]7] o

Elegante
Damentaſchen

aus prima Leder
in großer Auswahl
äußerſt prerswert

Krasema an
Lederw -Spe'ialgeſch.
nur Schmeerſtr.

19
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in nur dauerhafter,
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wieder am Lager. Krankenbeſncher. der auch
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galle, Freitag, 11. Februar 1921.

Partel- Angelegenheiten

Zur HaeniſchVerſammlung.
Aus zuverläſſiger Quelle erfahren wir, daß dentſchnationale

zindenten die Haeniſch Verſammlung durch fyſtematiſches Pfeiſen
d Johlen zu ſprengen beabſicht gen. Genoſſen, erſcheint n
gaſſen, um dieſem Beginnen einen Riegel vorzuſchieben!

An alle Parteimitglieder! Sonnabend, den 12. Februar,
chends 8 Uhr, in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus, Karlſtraye,
eichtige Zuſammenkunft aller Funktionäre
ind Mitglieder. Alle für die Wahl verfügbaren Kräfte

rg xiſſen erſcheinen. Unſere Mitglieder werden erſucht, bei allen
rg Keranſtaltungen das Mitgliedsbuch vorzulegen.

Wohlfahrtsausſchuß der SPD. Freitag abend 6 Uhr nls m Parteibüro, Zimmer 38. Weitas r Sibuns
hmiede SPD. Metollarbeiler Am Sonnabend findet eine Zuſam

rentunft in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus, abends 8 Uhr, ſtatt. Es
z z notwendig, trotz der Wahlarbeit, ſo zahlreich wie möglich zu
rg xcheinen. Ausweis iſt mitzubringen. Die Verſammlung findet
en in zimmer neben der Gaſtſtube ſtatt.
yffh. Freier Sängerchor. Die Sangesbrüder verſammeln ſich am
r Freitag abend 7 Uhr in der „Saalſchloßbrauerei“. Die regel-
8 nötige Singeſtunde fällt aus.

Arbeierjugendd Heute abend Uhr im Jugendheim: Be
I wprechung über den Elternabend.

l. See s
en Aus dein 6tudtkrels
ainichen

Ha e 11. Febeuar f921.

(uzbeutung der Oberreal'chüler ſür die deutſchnationale
els

Hetzpropaganda.

r Vor einigen Tagen brachten wir eine Notiz über einen „be
a grgten“ Vater in Königsberg, der das Schulgeld für einen, durch

erg eine wichtige Beſprechung des Kultusminiſters Haeniſch mit der
zortigen Lehrerſchaft notwendig gewordenen Unterrichtsausfall
urückerſtattet haben will. Was würde mun dieſer Herr und mit
hn ſeine Geſinnungsfreunde tun, wenn ſie ihre Söhne in der ſtädt.

Derrealſchule in Halle ſitzen hätten und wüßten, daß ihre
Sprößlinge infolge deutſch nationaler Agitation die
Schulſtunden verſäumen?

Es iſt allgemein bekannt, daß Schüler der hieſigen ſtädt. Ober
realſchule während der Unterrichtszeit in aller Oeffentlichkeit auf
Straßen und Plätzen Flugblätter der Deutſchnatio-
nalen Partei verteilen. Das verſtößt nicht nur gegen den
Erlaß des Kultusminiſters Haeniſch, ſondern überhaupt gegen jede

Schulordnung. Jſt der Magiſtrat über dieſe Aus-
nutzung von Schule und Schüler zu regaktionären
Parteiz wecken informiert. Was gedenkt er da-
gegen zu tun?

Ae Vorgänge in der Halleſchen gentralſtelle des

Gemeinde und etaatsarbeiter-Verbandes.

Unter dieſer Ueberſchrift bringt die Nr. 59 der „Roten Fahne“
me Erklärung der Rei tszentrale der VKPD., deren
Inhalt für die geſamten Gewerkſchaften von Jntereſſe iſt und die
änen Einblick in die kommuniſtiſchen Taktiken mit nicht
kehender Deutlichkeit geſtattet. Nach einer Schilderung von Diffe
tenzen, die angeblich rn dem Hauptvorſtand und den Mit
Jiedern der Filiale Halle des Verb. d. Gem. u. Staatsarb. be
kanden, ſagt die Erklärung: „Nach den jungſten x gen
Kheint es nicht überflüſſig, zu betonen, daß die der VKPV. Knge
Prigen Gewerkſchaftsmitglieder ſowohl eine Aenderung der Form
vie des Jnhalts der Freien Gewerkſchaften erſtreben. Die Partei
ſt ſich jedoch einmütig die Auffaſſung zu eigen gemacht, daß die
Kevolutionierung der Gewerkſchaften und ihre mwandlung in
Induſtrieverbande nur durch die e innerhalb
der Gewerkſchaften erreicht werden
Ieſchah, ſteht zu dieſer Auffaſſung in unvereinbarem Gegen

Keine Feuletrn
Visheran war es Aufgabe der eſchichtli Entwicklung, dieAtoduktion zu o e zu el e Reichtünre

Ken Zu dieſem Zwecke mochte die tur den Menſchen als
rizeug gebrauchen. Soweit re Auſgab innerhalb dieſer

nechiſjaft erreichbar, ſie erreicht. Kultur war bisher
ren und der Menſch Mittel. Jegtt gilt es die Dinge umzukehren,
z Menſchen zum Zweck und die Kultur zum Bilſer zu machen.

i „tſte Bedingung, das Werk der Entwicklung fortzuſetzen, iſt
Freiheit des Volkes, ſeine Teilnahme am Konſum.

Joſeph Dietzgen.

rg.

(Halle).

r
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Stadttheater.

Glaube und Heimat. Die Tragödie eines Volkes
en Karl Schönherr. Des Dichters Wert gegen finſtere
Jmatit erlebte geſtern eine wohlgelungene Aufführung. Von
mang bis zum Ende feſſelte das Stück durch das gigant ſche

Angen der einfachen Bauernſeelen um Heimat und Glauben Die
ſtellung konnte ſich ſehen laſſen. Eugen Teuſche r. gab den

orrigen Chriſtoph mit tiefer Verinnerl.chung. Jhm würdig zur
Sile ſtand Helene Achter berg als Rottin, die den verzweifel
un Kampf ihres Manes um den rechten Weg m.t ihrem Sinn
r das Praktiſche wenig begreifen konnte. Jrma Grawi ſchuf
änen in allen Teilen glaubhaften, wilden, eigenſinnigen Buben,
wodurch ſie viel zur guten Durchführung der Handlung, beſonders
m Schluſſe, beitrug. Charlotte v. Durand gliederte ſich fein
n das Ge amtſpiel Fritz Henſel löſte ſeine ſchwere Aufgahe des

R minnig- verzweifelten Sandperger, der durch ſeine Liebe zur
eholle zerbricht, darſtelleriſch gut; in der Sprache wäre größere
olkommenheit zu wünſchen. Hedwig Jonas befriedigte nicht,

v ihr Auftreten unperſänlich war und ſie nicht den rechten Ton
r Dieſe Rolle iſt allerdings gar zu ſtiefmütterlich vom Dichter
handelt worden. Willi Schur s Englbauer war eire Muſter
dung Hermann Wedding war in der Charakte ſierung

Alt-Rott vortrefflich. Den finſteren, glaubensſtarken Reiter
Kaiſers geſtaltete Jeſof Krahsé zu künſtleriſcher Schönheit.

Beilage zur Volksſtimme.
Dort iſt un er Bekenntnis zum Jnduſtrieverband von den

ilgliedern meindearbeiter Verbandes ſalſch verſtanden
worden, was von einem Vertreter des Han und Kopfarbeiter
Verbandes in unverantwortlicher Weiſe mißbraucht wurde.“

Nicht nur von einem Vertreter des Hand und Kopfarbeiter
Verbandes iſt das Vertrauen der Mitglieder des Gemeindear-
beiter-Verbandes in Halle mißbraucht worden, ſondern auch von
beſt der geſamten Ortsverwaltung, insbeſondere aber von den

den Angeſtellten, welche gleichfalls der VKPD. angehören.
Aber hören wir zunächſt, was die Rei wertſchaftszentrale der
Kommuniſten welter ſagt. Es heißt nach einer Schilderung einiger
W der Organiſationsſprengung: „Zunächſt einmal ſei
betont, daß das, was Paul Letſch in Halle im Namen des Handund Kopfarbeiter Verbandes getan hat, aufs ſchärfſte den
Vereinbarungen widerſpricht, die zwiſchen der Reichs

ewerkſchaftszentrale der VKPD. und den kommuniſtiſchen in der
eitung des Hand und Kopfarbeiter- Verbandes tätigen Genoſſen

getroffen wurden. Die Vereinbarungen beſagen, daß der Ver-

Der preußische Kultusminister

Konrad Haenisch
spricht

heute abend s Uhr
in der „Saalschloßbrauerei“.

e J

band der Hand und Kopfarbeiter keine propagandiſtiſche Tätigkeit
außerhalb Berlins betreibt, und keine Neugründung von Orts-
u vornimmt, W daß die Notwendigkeit hierzu von der

rtlichen Parteiorganiſation anerkannt wird, wobei vorausgeſetzt
iſt, daß die Reichsgewerkſchaftszentrale die von der örtlichen Par
teiorganiſation geltend gemachten Gründe billigt. Bei Beratung
dieſer Pereinbarung wurde ausdrücklich betont, daß die Notwen
digkeit der Gründung neuer Ortsgruppen nux dann zu bejahen iſt,
wenn es ſich um Unorganiſierte oder um ſolche ehemalige Ange-
hörige der freien Gewertſchaften handelt, bei denen die Gefahr
beſteht, daß ſie ſyndikaliſtiſchen Wirkungen zum Opfer fallen.“

Alſo unter gewiſſen r darf doch zu Neugrün-dungen geſchritten werden, wobei die vorſtehend gewählte Abgren-

uns den Gipfel juriſtiſcher Spitzfindigkeit darſtellt. Es heißt in
r Erklärung dann weiter:

„Dieſe Vereinbarungen ſind durchbrochen worden. Was in
dieſem Falle beſonders ſcharf verurteilt werden muß, weil es ſich
um einen Ort handelt, wo die Kommuniſten vorherrſchenden Ein-
luß haben. s in Halle geſchah, widerſpricht: 1. den Anwei-
ungen der Reichsgewerkſchaftszentrale, 2. den auf den Vereini-gungsparteitag keſhio enen Richtlinien für die Arbeit der Kom

muniſten in den Gewerkſchaften, 3. dem Statut und den Richtlinien
der Roten Gewerkſchaftsinternationale, 4. den Beſchlüſſen des
2. Weltkongreſſes der en über die Gewerkſchafts-

r

PD.

l u

rage. Auf Grund S eſtſtellungen ſah ſich die Reichsgewerk-
chaftszentrale der V gezwungen, gegen den Urheber der
alliſchen Affäre, gegen Paul Letſch bei der Zentrale den
ntrag auf Aus aus der Partei zuſtellen.“Sieht die ganze Sache nicht danach aus, daß ein Ungeſchickter

in die Wüſte verbannt wird, weil er es gar zu dumm an vhat? Wird man die anderen mitbeteiligten Gründer, el gleich

falls der VKPD. angehören, ungeſchoren laſſen? und ruhig mit
zuſehen, daß ſie nicht nur in Halle, ſondern auch andernorts und
auch unter den Mitgliedern anderer freier Verbände luſtig weiter
ihre Zerſplitterungsarbeit betreiben? Jm übrigen ſei darauf ver
wieſen, daß der Verband der Gemeinde und Staatsarbeiter 7
allein durch ſeine r eine dauernde Propaganda für den Jn
duſtrieverband als Organiſationsform darſtellte. Auch die Prote-
kolle der Gewerkſchaftskongreſſe geben hierüber manche Klarheit.
Aber was braucht ein unentwegter Neukommuniſt von ſolchen
Dingen zu wiſſen!

Polizeidirektor Döltz und die Halleſche Zeitung.
Gen. Döltz teilt uns zu den fortgeſetzten Angriffen der

„Halleſchen Zeitung“ auf die Polize verwaltung und insbeſondere
auf ſeine Perſon mit, daß er bei der Regierung in Merſeburg
das Diſziplinarverfahren gegen ſich beantrage
hat, um den Artikelſchreibern Gelegenheit zu geben, ihre Verdäch-
tigungen zu „beweiſen“. Wetter erklärt uns Gen. Döltz, daß

nn. Was in Halle
er nicht daran denkt, auf die erhobenen Beſchuldigungen ſeitens
der „H. Ztg.“ im gleichen Tone zu antworten. Der Verlauf des
Diſziplinarvrfahrns wird eine gebührende Anrwort ſein.

5. Jahrgang Nummer 35

Warnung vor ſal ſchen 50-Mar2Scheinen.
Von den jetzt zur Ausgabe gelangenden Reichsbanknoten zu

50 Mark mit dem Ausgabedatum des 23. 7. 1920 (grüne Kupfer-
drucknote, kenntlich an dem Bruſtbild der ſonnigen Mädchengeſtalt
auf der Vorderſe.te und den Bildern eines Mähers und eines
Werkarbeiters auf der Rückſeite) treten neuerdings ſehr un-
geſchickte und dann ſofort jedermann auffälltge
Nachbildungen auf. Abgeſehen von der ſchlechten zeich
neriſchen und äußerſt mangelhaften Druck-Ausführung, die nament-
lich in der Schattengebung der Charakterköpfe auffällig wirkt,
fehlen der Fälſchung die Hauptkennzeichen echter Noten: das
Waſſerzeichen und der eingewirtte Faſerſtreifen auf der Vorder
ſeite, der beim Falſchſtück durch wen ge braune Striche vorgetäuſcht
iſt. Nur die zurzeit noch geringe Kenntnis des Publikums von
der Beſchaffenheit der neu vergusgabten Note mag den Fälſcher
zur Ausgabe ſeiner überaus ſchlechten Falſchſtücke. die ſelbſt bei
gerenger Aufmerkſamkeit als ſolche nicht überſehen werden können,
ermuntert haben. Das Reichsbank- Direktorium warnt vor An-
nahme der Fälſchung und empfiehlt dem Publikum erneut als
Selbſthilfe gegen Annahme von Falſchſtücken ſich das Bild der
echten Roten anzuſehen und einzuprägen.

Jm Reform-Realgmmnaſium, Frieſenftr., findet ein Vortrag
ſtatt, welcher im Jntereſſe w. Volksgeſundheit zum Beſuche
nur empfohlen werden kann. (Siehe Anzeige.

Zur Erſtaufführung „Der Corregidor“. Am Sonntag, den
13. Februar, abends 7 Uhr geht des genialen Liederkomvoniſten

ugo Wolf einzige Oper „Der Corregidor“ zum erſtenmal in
alle in Szene, unter zeniſcher Leitung von Leopold Sachſe und

unter muſikaliſcher von Felix Wolfes. Das Werk, dem die köſt-
liche Rovelle „Der Hreiſpitz' des Spaniers Pedro de Alarcon zu
grunde liegt, vereinigt in eigenartig feſſelnder Weiſe heitere und
pikante Elemente mit ernſten, ja tragiſchen. Die verfänglichen
Liebesabenteuer des frivolen alten Corregidors, dem es die in
glücklichſter Ehe mit Tio Lukas lebende ſchöne Müllerin Frasquita
angetan hat, verwirren ſich zu Szenen von geradezu grotesker
Tragik, bis die vielgenannte, aber erſt am Schluß in Erſcheinung
tretende majeſtätiſch ſchöne Corregivora Donna Mercedes mit
ihrem gütigen, überlegenen Taktgeſühl das Sriel gut und klug
zu Ende führt. All das hat ein Großer im Reiche der Töne,
Hugo Wolf, in einen verſchwenderi, chen Reichtum von Melodie
und Schönheit gehüllt und dem volyphonen Gewebe ſeiner Muſik
entzückende Lieder, Romanzen und Fandangos eingefügt. Die
Oper, deren Zeit erſt jetzt gelommen zu ſein ſcheint, wie u. a. die
vorjährige Aufführung am Münchener RNationaltheater bewies,
wird in einer neuen, auf das Weſentliche gerichteten Faſſung erſt
malig dargeboten.

Stadttheater. Heute, Freitag. abends 72 Uhr, wird die
Oper „Tiefland“ von Eugen d'Albert wiederholt. Sonnabend
und Montag, abends 75 Uhr, Gaſtſpiel des ruſſiſchen BallettsJnjia Zoriſah. Sonntag nachmittags 3 Uhr Volksvorſtellung
„Flachsmann als Erzieher“, St abend 7 Uhr gelangt die
Hper „Der Corregidor“ von Hugo Wolf zur Erſtaufführung. Be
ſchäftigt ſind. Henriette Böhmer, Hilde Voß, Gertraud lſch,
Liga Stadtegger. Eugen Albert, Dirk Magré, Fritz Schneider,

Roeßler, Cornelius Barck, Georg ternhagen, Wilhelm
Hackel, Kurt Schreiber. Spielleitung: Leopold Sachſe, muſikaliſche
Leitung: Felix Wolfes. Sonnabend, den 19. Februar Sinfonie
Konzert: Leitung Profeſſor Dr. Pfitzner, Soliſt: Eduard
Erdmann (Klavier). Die nächſte Aufführung der Oper „Die
Gezeichneten“ findet am Montag, den 21. Februar unter Leitung
des Dichtertomponiſten Profeſſor Franz Schreker und unter Mit
wirkung von Dr. Emil Schipper vom Nationaltheater München
als Tamare ſtatt.

Gaſtſpiele des ruſſiſchen Balletts Jnjia Zarifah. Für die
Gaſtſpiele des ruſſiſchen Balletts Jnjia Zarifah die am Sonn
abend, den 12. und Montag, den 14. Februar, abends 75 Uhr,
im Stadttheater, ſowie am Sonntag, den 13. Februar, nachmittags
358 Uhr und abends 726 Uhr, im Thalia-Theater ſtattfinden, iſt
eine teilweiſe neue Vortragsfolge vorgeſehen. Jm 2. Teil werden
wieder ruſſiſche Nationaltänze mit des OriginalBala-
laikaOrcheſters aufgeführt. Eintrittskarten ſind erhältlich an der
Kaſſe des Stadttheaters.

Freie Volksbühne Halle. III. Werk (Lokalbahn, Erſter Klaſſe).
Anfang 725 Uhr. Spieltage: E: Freitag, den 11. Febr. F: Diens-7 den 15. r. Wo Wwaerpie den 17. Febr., H: Sonnabend.,

den 19. Frht j: Montag, Febr., K: Mittwoch, den
23. Febr., L Freitag, den 25. Februar.

Das „Moderne Theater“ hat ſich zu einer Redoute nach
Wiener Art aufgeſchwungen. Das Arrangement läßt nichts zu
wünſchen übrig. Zw. ſchen prickelnden Walzertakten, die allefamt
der Terpſichore, der Göttin des Tanzes, huldigen laſſen. erfreuen

echtefeln gerät. Theo Schmaus hätte ſeine Rolle als Gerichsſchreiber
noch prägnanter ausarbeiten können. Die Aufführung war leider
ſchlecht beſucht.

Allerhand Sprachdummheiten.
Die Begriffe „Arbeitgeber“ und „Arbeitnehmer“ ſpielen be-

kanntlich ſchon ſeit Jahrzehnten in der deutſchen Sozialgeſetz-
gebung in der öffentlichen wie in der privaten Erörterung der
perſönlichen, rechtlichen, ſoz. alen und wirtſchaftlichen Beziehungen
des geſellſchaftlichen Produkt.onsprozeſſes eine große Rolle; was
aber dennoch nicht davor ſchützt, daß ſie in Wirklichteit grundfalſch
ſind. Wir ſtehen vor der Schaffung eines einheitlichen Arbeits-
geſetzes für das Deutſche Reich, wobei es von weſentlicher Bedeu-
tung wäre, daß dieſe unlogiſchen Begriffe endlich aus-
gemerzt und durch die allein richtigen Ausdrücke wie Unter-
nehmer und Arbeiter erſetzt würden. Unlogiſch ſind die
Begriffe „Arbeitgeber“ und „Arbeitnehmer“ insbe,ondere des-
halb, weil der ſogenannte Arbeitgeber in Wirklichkeit nur Käu-
fer der menſchlichen Arbeitsktäfte iſt, während die Beſitzer der
letzteren die Verkäufer ihrer Arbeitskraft auf dem Arbeiismarkte
darſtellen. Die Arbeiter oder Angeſtellten geben alſo ihre Arbeit
oder ihre Arbeitskraft für einen Kaufpreis in Lohn oder Gehalt
dem Unternehmer, während der letztere die Erzeugniſſe der menſch-
lichen Arbeitskraftbetätigung (geift.ge oder körperliche) für e nen
gewiſſen Kaufpreis (Lohn oder Gehalt) an ſich nimmt. Auf Grund
der tatſächlichen Verhältniſſe iſt alſo der „Arbeitgeber“ von heute
ein Abnehmer der Arhrit und der „Arbe.tnehmer“ alten Stiles
der Geber ſeiner Arbeit. Man lönnte höchſtens ſagen, der Unter
nehmer bietet Gelegenheit zur Arbeit, aber niemals gibt er die
Arbeit ſelbſt. Dieſe kann einzig und allein von dem natürl.chen
Beſitzer der menſchlichen Arbeits.raft irgendwo abgegeben werden.
Der heutige Sprachgebrauch ſtellt aber dieſe Dinge auf den Kopf,
und zwar deshalb, weil entweder dem Urheber dieſer Begriffe der
wahte Zuſammenhang der materiellen Grundlagen des Arbeits
prozeſſes ein h mit ſieben Siegeln war, oder ſein Geiſt in ſozial
pſychologiſcher Hinſicht viel zu tief im Banne der alten „Herren-
taſte“ ſtand, die es als beondere Gnade für die Arbe ter bewertet
wiſſen wollte und noch möchte, wenn dieſe für die Herren „Arbeit-
geber“ ihren einzigen Beſitz, ihre Arbeitskraft, hingeben mußten,
um nicht zu verhungern. Aus beider Gründen ergibt ſich jedochigtg gelang die Schlußſzene, in der dex ſchwarze Geſelle durch

e jurchtbaren Folgen wütendſter Unduldſamkeit ſelbſt in Zwei
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vie vollige Haltloßgteit dieſer Begriffe.

nur dazu beitragen, die deutſche Sprache von einer ihrer größten
Dummheiten oder Lügen zu reinigen, außerdem noch den wahren
Kern der materiellen und geiſtigen Grundlagen der ſozialen und
wirtſchaftlichen Verhältniſſe in deutlicher Weiſe zu klären. Auf
eine andere Sprachdummheit ſei noch hingewieſen: Es iſt z. B. ein
Unding, von „billigen Preiſen“ zu ſprechen Gibt es denn über
haupt billige Pre.ſe? Nein! Man kann doch nur die Waren
billig und teuer ein- und verkaufen, aber doch niemals die Preiſe
Oder hat ſchon jemand beim Kaufmann für 100 Mark Preiſe ver-
langt, die im Schaufenſter als „billig“ ausgezeichnet waren? Rich
tiger iſt, wenn geſchrieben wird. „niedrige“ oder „mäßige“ Preiſe.
Das trifft den Nagel auf den Kopf und klingt ebenſogut.

Ein 16jähriger n und Dichter. Adrian Beecham,
der 16jährige Sohn Sir Thomas Beechams, hat eine Oper: Der
Kaufmann von Venedig“ komponiert, die in London am 1. Febr.
zur Aufführung gelangte. Der junge Komponiſt, der bereits ſeit
ſeinem Jahre ſich mit dem Komponieren beſchäftigt, hat
ſchon zwei Opern, ein Ballett und verſchiedene kleinere Werke ge-
ſchrieben. Er iſt ſelbſt ein guter Pianiſt und beſitzt viel Uebung
mit den meiſten Orcheſterinſtrumenten. Auch das Libretto hat der
junge Beecham ſelbſt verfaßt, dem als Unterlage der Sbake-
ſpeareſche Text diente.

Der neue Simplontunnel. Die Arbeiten an dem zweiten
Tunnel durch den Simplon ſind vollendet, und er ſoll im Sommer
dem Verkehr übergeben werden. Man erwartet, daß der Handel
wiſchen den Häfen am Kanal und denen am MittelländiſchenMeer dadurch einen ſtarken Aufſchwung nehmen wird. Der neue

Tunnel wurde bereits zuſammen mit dem erſten Tunnel angelegt.
um die Luftzufuhr bei den Arbeiten zu erleichtern. Aber er iſt
ſetzt erſt aus einem bkoßen Behelfsbau zu einem richtigen, für den
Verkehr geeigneten Tunnel ausgebaut worden. Die Arbeiten andem neuen Zannel begannen Ende 1912. Die Koſten der neuen

Anlage werden auf etwa 27 Millionen Mark geſchätzt.
Jm zwanzigſten Jahrhundert. Die folgende Erklärung ſteht

nicht bei Meyrinck oder Ewers, ſondern als ein bieder empörtes
Jnſerat im „Allgäuer Volksfreund“:

„Seit einiger Zeit werden Gerüchte allgemein über mich
verbreitet, daß der Teufel mir erſchienen iſt. Dieſe Gerüchte be
zwecken, die Kundſchaft mir abſpenſtig zu machen und mich zu
ſchädigen. Jch erkläre hiermit, daß dieſe Geſchichte frei erfunden
iſt. werde jeden, welcher dieſen angeblichen Vorfall weiter
erzählt, gerichtlich belangen. A. Pf

A P hat recht. Man darf den Teufel nicht an dieJhre Ausmerzung könnte l Wand malen
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uns Geſangskünſte, meiſterdafte und wagemutige Kunſtſtücke der
Akrobatik, Couplets und Geſänge. Als das Schönſte des Abends,
das v.elleicht von den tanzgierigen jungen Leuten nicht ſo ge
würdigt wurde, ſehe ich die lebende Bilderdarſtellung zweiter
Gladiatoren in verſch edenen Kampfſtellungen an. Heitere
Schnurren ließ der Komiker als Dienſtmann los, der einen Koffer
voll Speck an irgend eine Adreſſe abgeben wollte. Was er dabei
über ſeine Stellmg als Arbeltsloſer in grotesder Art erzählte,
war beluſtigend. Ein Duett „Der geſtörte Flirt“ vervollſtändigte
den Abend. Von dem Conferencier wurde die Gelegenhert de
utzt, um für die am Sonntag in Belhs Bunter Bühne ſtat.
findende Wohltätigkeitsvorſtellung für die notleidenden Artiſten

zu werben. Hr.Provin und Umgegend

De Lage des Wraunkohlendergbaues.
Die mißliche wirtſchaftliche Lage der Gegenwart ruft alle

zräfte der e,nzelnen Zweige, die die geſamte wirtſchaftliche Ent-
altung ausmechen, auf den Plan, Betannt iſt die Entwicklung

des Vergbaues in den letzten Jahren. Wenigſtens in großen Zügen,
Wie ſich der Niedergang und heute wieder einſetzende allmähliche
Aufſtieg ſtatiſtiſch ausdrückt, will uns eine Schreft des Braun-
rohlenſtnd.kats, die vor mir liegt, vor Augen führen. Die Be
veutung einer ſolchen Veröffentlichung wird dadurch nicht vermin-
dert, daß es ſich nur um Angaben des mitteldeutſchen Gebietes
tandelt. Jſt doch das mitteldeutſche Rev. er, das ſich von Kaſſel
über Halle, Altenburg, Magdeburg, Über die RNiederlauſitz bis in

ie Gegend von Franzfurt und Görlitz erſtreckt, zu etwa 75 Pro-
zent an der geſamtan deutſchen Braunkohlenproduktion beteiligt!

Es iſt alſo höchſt bemerkenswert, wenn wir hören, daß die
8raunkohlenproduktion hinter die Steinkohlenproduktion zurück-
r.tt und die Konkurrenzfähigkeit der Braunkohle ſehr bedroht iſt.
Kicht unmiderſprochen darf aber die ſtark tendenziöz anmutende
Begründung dieſer Erſcheinung bleiben. Wenn die ganze M ſere
auf der Achtſtundentag, der das Einführen einer neuen
Schicht und eine Vermehrung der Belegſchaft notwen-
vig machte, zurückgeführt wird, ſo dürfte dies rein ſachl'ch zu weit

ehen, ganz abge, ehen von dem ethiſchen Moment, das auh nicht
überſehen werden darf. Der Arbeiter, gerade der Bergarbeiter,
hat ein Recht auf den Achtſtundentag. Er gibt ihm wenigſtens
Licht und freie Betätigung in ſein Leben, wodurch der Unter-
ehmer noch lange nicht zugrunde gerichtet wird. Oder ſoll es ſo

ſein, daß tauſende von Arbeitern 12 und 14 Stunden von der
Sonne, dem Lichte ferngehalten werden, nur um einem Menſchen
ine größere Sicherheit ſeiner geſchäftlichen Transaktionen zu
jewährle ſten

Das Flugblatt des Braunkohlenſyndikats nennt zu Beginn
einer Ausführungen ſelbſt die Gründe der Kriſis. Der
Krieg hat eine entſetzliche Kohlennot gebracht, die nun nach
inſetzen der Wiederaufbautätigkeit eine größere Nachfrage nach
en ſchwarzen Diamanten zeitigt. So iſt es zu ertlären, wenn
efſagt wird: „Schon heute iſt die Braunkohle an vielen Orten,

ſie gar nicht weit von der Produktionsſtätte legen, nicht mehr
konkurrenzfähig. Dies leuchtet ohne weiteres ein, wenn man be
denkt, daß die Tonne Ste nkohle faſt den gleichen Preis
hat, wie die Tonne Braunkohlenbriketts. Nun erzeugt
ber eine Tonne Steinkohle ungefähr den anderthalbfachen Wert
n Wärme wie Braunkohlenbr ketts, und es wird keinem Ver-
raucher einfallen, auf die Dauer den gleichen Preis für Braun-

rohlenbrikeits anzulegen bei nur 35 der Wärmeausbeute gegen-
ſiber Steinköhle.“

Woher aber dieſe Erſcheinung Eine ganz einfache Erklä-
rung: Die Kommunen, die die kleinen Betriebe und Haushaltungen
im erhöhterem Maße als während des Kr eges beliefern, benötigen
faſt nur Braunkohle. Sie ſind es in erſter Linie, die e'nen drin-
enden Bedarf an Kohle haben, der befriedigt werden mug.
Große Nachfrage hoher Preis.
bei der Steinkohle, die faſt lediglich in Großbetrieben konſumiert
wird, nicht der Fall.

Allerdings hat es ſeine Richtigkelt, wenn darauf hingewieſen
wird, daß die Produktion auf den Kopf des Arbeiters ger nger ge
worden iſt und folgende Zahlen angegeben werden:

1919

Förderung Briketterzeugung Belegſchaft
85 543 000 To. 13 339 000 To. 98 600 Mann

1920
70 000 060 Ta. 14 500 000 To. 130 o00 Mann

Die Belegſchaftszahl ent'pricht auch noch dem heutigen Stande
und inſofern hat das Blatt Recht. Aber ganz im Gegenſatz zu dem
Blatte freuen wir uns über dieſe Entwicklung. Jſt die Ge
ſamtproduktion etwa zurückgegangen Nein, ſie ſt um 1 200 090
Tonnen geſtiegen? Es geht alſo aus der ganzen Tabelle nux eine
Bermehrung der Arbeitsgelegenheit, eine Verminderung des
Aktienprofits und eine Ertzöhung der Geſamtproduktion hervor.
Uns kann es doch nur darauf ankommen die Produktionshöbe zu
ſteigern und möglichſt vele Träger bei mäß ger Arbeitszeit an
dieſem Prozefſe teilnehmen zu laſſen.
ohlenſyndikat ſich in herzzerbrechenden Klagen ergeht, darüber,
daß die Vermehrung der Produktion mit der Vermehrung der Ar
heitsträfte infolge der kürzeren Arbeitszeit nicht Schritt gehalten
habe, ſo beweiſt es damit, daß es zwar nicht den Braunkohlen
markt, wohl aher den Braunkohlen prof t der Aktionäre bedroht
ſieht. Denn das, was es uns über die kapilaliſt' ſche Ertragsfährg-
keit der Bergbaubetriebe n Zablen angibt, nehmen wir nicht
ernſt. Dadurch ſoll das Volt nur einer Sozialiſierung
des Kohlenbergbaues abſpenſtig gemacht wer
den und glauben, daß es am beſten ſei, wenn die Braunkohlen
bergwerke bei der privatkapitaliſtiſchen Bewirtſchaf
ung verbleiben.

Daß der Zechengewinn offiziell nur ein Prozent beträgt, ſſt
ſchon mit ägßerſter Vorſicht zu genießen. Um ſo ſteptiſcher ſind wir
Gewitzigten, die wir alle Mätzchen und Hintertürchen der privaten
Bewirtſchaftung kennen. De BPraunkohlenwerke ſollen dach bei
reinem Gewiſſen einmal ihre Bilanzen vorlegen. Doch ſelbſt auf
dieſe Zahlon würden wir uns nicht unbedingt verlaſſen. Denn
der Name oder triv'al ausgedrückt die Art und Weiſe, wie
man es handhabt, macht alles aus.

Würde der Prozent'atz der Dividenden der Oeffentlichkelt zu
hoch erſcheinen, ſo errichtet man ganz einfach Reſervefonds“,
gibt Gratisaktien aus, Dotationen, die nicht unter die
Rubr.k: Gewinn gezählt werden und doch abſolut nichts anderes
darſtellen. Es kommt nur auf das Formelle an. Solche Dinge
werden nach einem er nheitlichen Schema aller iapitaliſt ſchen Groß
betriebe gemacht. Den, der das nicht glaubt, weiſe ich auf eine
Firma hin, die in den herrlichen Kr egszeiten“ ihren Bilanzen

Das iſt natürlich

Wenn alſo das Braun

Groſchen verdiente und dennoch durch Gratisaktien und an
dere gute Tips ihre Altionäre zu Mill.onären machte Sie hat
ihren Sitz in der ſchönen Hauptſtadt Württem-
bergs und nennt ſich: Daimler-Werke. Hans Här.

Die Wahlvor chläge.

In unſerem Bezirk liegen für die Kreistags und Pro
vinziallandtagswahlen folgende Wahlvpvorſchläge vor:

Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands,
Vereinigte Kommuniſtiſche Partei,
Deutſch- demokratiſche Partei,
Unabhängige Sozicliſtiſche Partet,
Deutſchnationale Volkspartei und Deutſche Volkspartei,

die ſich zum W r r Ordnungsblock zuſammengeſchloſſen
aben, frohlockend notürlich. Für die Landtagswahl ſt

außerdem noch die Zentrumspartei eine Liſte eingereicht.

Die StädteFeuerſogietät der Provinz Sachſen in
beabſichtigt dem Vernehmen nach in Kürze die ſogenannte Bau
notverſiche rung in ihrem Geſchäftsgebiete (den Städten
unſerer Provinz) einzuführen. Dieſe Verſicherung ſoll vornehm-
lich dem Wohnhausbeſitz gegen mäßige Verſicherungsbeiträge volle
Deckung bei Brandſchäden in Höhe der jeweil' gen Baupreiſe ge
währen. t

Leuna. Verhaftungen von kommuniſtiſchen Ar
beitern. Gegen verſchiedene Arbeiter, die die Erkämpfung der
48-Stundenſchicht zu einer Aktion ausſchlachten wer Haft-
befehl vor. Die Kommuniſten Schuſter, Bach, Reinhardt,
Voigt und Schirnadk wurden verhaftet, ſind aber nach den
neueſten Meldungen wieder alle, bis auf einen, freigelaſſen
worden.

Weißenfels. Bürgerlich-kommuniſtiſche Einig-
keit. Vorige Woche fand hier eine Vorſtandswahl der hieſigen
Ortskrantenzaſſe ſtatt, die ganz ſonderbare Blüten zeitigte. Vor
geſchlagen hatten die LeninJünger den Konſumlagerhalter aus
dem Beuditzviertel, die USP.-Leute Herrn Gäblexr, der von un
ſerer Seite unterſtützt wurde. Das Reſultat war eine ſonderbare
Kreuzung von Leninpflanzen und Bourgeoiſietulpen. Die Wei
a wiſſen, was gemeint iſt. Der wiedergewählte Vor
tand bekommt für ſeine nebenamtliche Tätigkeit ein ganz r
liches Sümmchen. Was aus dem politiſchen Wirrwarr noch alles
hervorgehen wird, iſt nicht abzuſehen!

am Sonnabend,Weißenfels. Brotmarkenausgabe
den 12. Februar, von 8 bis 104 Uhr. Abgefertigte werden am
Tiſch 1: Promenade; Tiſch 2: Neue Str., Reumarkt, Nordſtr.;
Tiſch 3: Promenadengaſſe, An der Pfeffermühle, An der Pforte,
Poſtenweg. Roßbacher Str. Tiſch 4: Von 10 bis 1
Uhr: Tiſch 1: Schillerſtr.; Tiſch 2: Schie v tr., Schloßgaſſe,
Schulſtr.; Tiſch 3: Am Schlachthof, Schlachthofſtr., An der Schleuße,
Am Schirmhügel; Tiſch 4: Schützenſtr.

Kretzſchau bei Jeitz. e t e T ier fandeine Perſammlung der USP. ſtatt, in welcher der Redakteur
Bergholz r allerlei voltsfeindliche Taten, für die wir gar
nicht verantwortlich zu machen ſind, uns andichtete. Er ſtellte es
z. B. ſo dar, als ob die Erhöhung der Biſchofs- und Paſtoren-
ehälter nur auf das Verhalten unſerer Partei zurüuzuführen ſei.

Jn der Diskuſſion wies denn auch Gen. Adler die unrichtigen
wög in ihre Grenzen zurück und brachte den Referenten der-
maßen in Verlegenheit, daß dieſer die Verſammlung mit einem
ganz konfuſen Schlußwort beendete.

Naumburg. Achtung! Freitag, den 11. Februar, 8 Uhr
abends im Ratskeller ſpricht Prof. Waentig (Halle) über die
Wahlen am 20. Februar.

Zörbg. Wählerverſammlung der SPD. Jn
einer am 8. Februar im hieſigen Schützenhauſe ſtattgefundenen
Wählerverſammlung referierte Bez rks'ekretär Gen. Dreſcher
über die kommenden Wahlen am 20. Februar. Kaum hatte der
Referent ſeinen Vortrag begonnen, als auch ſchon Zwiſchenrufe
ertönten, die erkennen ließen, daß der Boykott der Kommuniſten,
der ſorſt über unſere Verſammlungen ſtets verhängt war, nicht
mehr ſo ganz befolgt wurde. Jn ſachlicher Wei'e gah dex Refe-
rent einen Ueberblick über das alte und neue Preußen. Jedoch
immer und immer weder von den Kommuniſten in ſeinen Aus-
führungen durch lärmende Zw'ſchenrufe geſtört, wandte ſich nun
Gen. Dreſcher ganz energiſch dieſen Herren zu und verlas ihnen
dermaßen die Epiſtel, deß eine Zeitlerrg eiſige Ruhe im Saale
herrſchte. Schlag auf Schlag folgte, Wahrheiten deckte der Refe
rent in bezug auf Rußland auf, daß auch die anweſenden Lenin-
jünger nichts erwidern konnten. Jn der D'skuſſion meldete ſich
der Kommuniſt Michael's zu Wort, der ſeine Joeen zur Beſſerurg
der Menſchheit vortrug. Jn ſeiner Erwiderung zerlegte der Refe,
rent nochmals alle Angriffe des Kommun ſten, ſo daß auch davon
nichts weiter übrig blieb, als das Geſchreie und Gejohle, mit dem
die Kommun'ſten beim Schlußwort des Referenten den Saal ver
ließen. Auch eine Kampfesart, mit der man ſeinen politiſchen
Gegnern entgegentritt. Eins kann aber auch h er feſtgeſtellt wer
den: Es dämmert in den Köpfen der Arbeiterſchaft, und hoffen
wir, daß die Erkenntnis am 20. Februar zum Ausdruck kommt.

Z5.b.g. Wählerverſammlungen in Stumsdorf.
am Sonnabhend, den 12. Februar, abends g8 Uhr im Eckſtein-
ſchen Gaſthof; in Rodigkau, am Sonntag. den 13. Febr.
nachmittags 3 Uhr im Gaſthof zum Reiter; in Pruſſen-
dorf, am Sonnteg, den 13. Februar, abends s Uhr im Weiſer-
ſchen Gaſthof. Gen. Lebbin (Vitterfeld, Provinzial-
landtags- und Kreistagslandidat, ſpricht über die Bedeutung
des 20. Februar.

Kemberg. Monatsabſchluß. Bei der Stadtſpar-
kaſſe gingen im Januar 430 662 Mr. als neue Einlagen ein (im

anuar 1920: 275 758 Mk. Zurückgezahlt wurden 138 781 Mk.
1920: 101 565 Mk.). Der Monatskaſſenumſatz betrug 1 353 659

Mark (Januar 1920: 853 748 Mk. Bei der am 6. Januar er-
öffneten Girokaſſe wurden im Januar 215 369 Mk. eingezahlt.
Die Giroüberweiſungen betrugen 45 965 Mk. Die Kontenzahl iſt
bereits auf 36 geſtiegen. Angeſchloſſen haben ſich bis jetzt 6 Be
hörden und öffentliche Kaſſen 1 Verein, 15 Kaufleute, Gewerbe
treibende und Landwirte, 12 Beamte, 2 Privpatleute.

Bitterfeld. und Zwiebackbäckere i. Vom13. Februar ab wird die Herſtellung des Weißbrotes den Bäckereien
von Pitzſchke, Weinbergſtr., Groſſe, Jnn. Bismarckſtr., Mucke, Burg
traße, Richter Sommerſtr., üller, Kirchſtr, Hermann, Jeu

ismaräſtr. und des Zwiebackes der Bäckerei von Wünſche, Feld
ſtraße, übertragen.

Wittenberg. Profeſſor Waentig (Halle) ſpricht über die
Landtagswahl und ihre Bedeutung am 14. Februar,
abends 48 Uhr, in Balzers e hvon der die Volkspartei deutſchen Volkspartei und
Kommuniſten ſind gemeldet! Maſſenbeſuch in Sicht!

Wittenberg. Verſammlung Der Wahlkampf zu denPreußenwahlen wurde von unſerer Partei eröffnet. &enoſſe

Wiegand hielt einen 18ſtündigen Vortrag über die Taten der
Preußiſchen Landesverſammlung und der ſoz aliſtiſchen Miniſter
in Preußen und forderte die Anweſenden auf, nach eingehender
Prüfung des Gehörten der alten ſozialdemolratiſchen Partei am
20. d. M. ihre St. mme zu geben. Jn der Diskuſſion meldeten ſich
e Herren aus der vereinigen K. P. D., unter anderem auch der

arte ſeiretär Herr Chemnitz, der mit großem Wort
gemäß d. h. ſie hatte zeitweilig gar ke,nel! auch nicht einen ſchw all über unſere Partei herfiel und ver uchte, unſere Arbeit in

der preußiſchen Landesverſammlung Es war
noſſen Wiegand im Schlußwort ein ihn mit ſeinen
nen Waffen zu ſchlagen, um ihm den Veweis zu erbringen, de

Marx durchaus falſch e e en Se W wir,
auch die Gegner ſich in diefer Verſamm achlizuhi fenaten und konnte v Wiegenr in ſeinem 4

wort darauf hinweiſen, wenn der Wahliampf überall ſo dir
geführt würde, ſo würde das nur im Intereſſe der arbeitenden
völkerung liegen. Jedenfalls war die Verſammlung in Wit
berg ein ſchöner Auftalt zum Wahlkampf, die nicht ohne Fri
bleiben wird.

WMittenbe g. Wählerverſemmlagngen. Jm Zug
und Schweinig finden Wählarverſammlungen

olgt ſtatt:
Pieſterigz, Freitag, den 14. Februor, abends 8 Uhr,
Seegrtehna, Freitag den 11. Februar, abends 8 Uhr,
Reinsdorf, Freitag, den 11. ruar, abends 8 Uhr,
Teuchel, Sonnabend, den 12. Februar, abends 8 Uhr,
Morxdorf, Sonnabend, den 12. Februax, abends 8 Uhr
Trebitz (Elbe), Sonntag den 13 Fehrnar, nachmittags z
Weartenburg (Elbe), Sonntag, den 13. Febr. abends z
Schmiedeberg, Sonntag, den 13. Fehr., nachmittags
Pretzſch (Elbe), Sonntag, den 13. Februar, abents 8 Uhr,
Seyda, Sonntag, den 13. Februar, nachmettags 3 Uhr,
Gadegaſt, Sonntag, den 13 Fehruar, abends g Uhr,
Jeſ en (Elſter), Sonntag, den 13. Febeuar, abends 7 Uhr,
Elſt er (Elbe), Montag, den 14. Februar, abends 8 Uhr,
Zahna, Dienstag, den 10. F. b. uar, abends 8 Uhdr,
Nudersdorf, Mittwoch, 16. Februar, abends 8 Uhr,
Straach, Donnerstag, den 17. Februar, abe. ad 8 Uhr,
Oehna, Donnerstag, den 17. Februar, Zeigz wird noch belan

gegeben,

Gölsdorf, Freitag, den 18. Februar (weitere Belanntget
werden folgen),

Seehauſen, Frectag, den 18. Februax (weitere Bekanntgabe
werden folgen).
Redner ſind in dieſen Verſammlungen die Genoſſen Stag

eratpräſident Deiſt, Landtagsabgeordneten Arzbergetr
Linke, Stadtverordneter Lehrer Wimmler aus Deſſe
Reichstagsabgeordneter Krüger (Merſeburg), Parteiſekretät
Thielicke (Altenburg), Lehrer Küver (Gadegaſt) und Let
rer Fuß (Seyda).

Roßla. Oeffentliche Wählerverſammlung de
S P D. Am Dienstag abend fand im Gaſthaus zur Sonne e
öffentliche, ſehr gut beſuchte Verſammlung ſtatt, in welcher de
Eutsbeſitzer v. Holleufen, Krpka über die bevorſtehenden Landtag
und Kreistagswahlen ſprach. Die Verſammlung wurde von der
Vorſitzenden der Ortsgruppe Kelbra, Gen. Beyer, welcher mi
einer Anzahl Kelbraer Parteigenoſſen anweſend war, eröffn
Der Referent ging zunächſt auf die Urſachen unſeres Zuſammen
bruchs ausführlich ein. Was uns in erſter Linte ſehr angenehr
berührte, war das ſehr anſtändige und taktvolle Verhalten d
Verſammlungsteilnehmer während der Ausführungen des Ret
ners. Jn der Diskuſſion ergriff zunächſt der unabhängige Arbeite
ſelretär Grimm das Wort. Jn äußerſt ruhiger, objeltiver Wei
äußerte er ſeinen Standpunkt gegenüber den Ausführungen d
Referenten. Wir ſind feſt davon über eugt, daß wenn alle un
abhäöngigen Redner ſo beſonnene Worte reden würde
die Einigung des Proletar ats bald zuſtande käme. Dan
ſprach ein junger Mann, Patſchke, für die Deutſchnat onale Votl
partel. Tas Streben nach der Monarchie wurde verlengnet, da
gegen wünſchte der Redner ein Volkskaiſertum. Dieſe Ausfül
rungen wurden von Herrn Grimm ſowie von unſerm Gen. Holleuie
mit Leichtigkeit widerlegt. Dann ſchnitt ein Verſammlung
teilnehmer die intereſſante Frage an, wie es möglich ſei, daß ein
Einigung des Proletariats wieder erfolgen könnte. Dieſe Frag
wurde von dem Gen. Grimm dahingehend beantwortet, daß
in erſter Linie die Aufgabe der Arbeiterklaſſe ſelbſt ſei, in de
Verſammlungen die n chtswürdigen Bekämpfungsmethoden bei
ſeite zu laſſen. Die Führer ſelbſt, welche eine Einigung bewuß
hintertreiben, ſind beſonders, wenn dieſelben moraliſch nicht me

eitwandfrei ſind, zu entlaſſen. So bedeutete die Verſammlun
in Roßla für unſere Sache einen guten Erfolg. Beiden Redne
wurde für die äußerſt ſachl.che Diskuſion von allen Seiten r
diente Anerkennung zute l. Dann wurde die Verſammlung vo
dem Gen. Beyer geſchloſſen.

t ehe emittags r, e e Verſammlun oziaſchen Vartet be „Fortuna“ ſtatt. Es Bat i guter Avftakt

zu den am 20. Februar J Wahlen. Es hatten ſich
ungefähr 100 Genoſſen und e eingefunden, um die Ausfüh
rungen unſeres Referenten, des Gen. Vogel in ſich aufzunehmen.Wenn auch die Zahl der Anweſenden hätte größer ſein dürfen. ſ
hat doch die SPD. einen moraliſchen Erfolg zu verzeichnen, wie
ihn ſich die hieſigen Genoſſen gar nicht hatten, Mit der
ſelben Sachlichkeit, wie Genoſſe Vogel ſein Referat erledigte, fer
tigte er auch in der Diskuſſion die beiden Gegner ab. Der Bei
fall am Schluß ſeiner Ausführungen zeugte davon, daß der geſtreute
Samen auf guten Boden gefallen iſt.

r J

Aus llet Well.
Frankfurt a. M. Banknotenfälſchung. Die Frank

furter Kriminalpolizei entdeckte gemeinſam mit der Wiesbadenet
und der Kölner Polizei in Wiesdaden eine Fabrik, in der falſch
polniſche 1090 MarkScheine hergeſtellt wurden. In der Werkſtatt
wurden noch für 20 Millionen Mark dieſer falſchen Scheine vorge
funden. In der Angelegenheit wurden bereits v Perſonen aus
Frankfurt, Wiesbaden, nz und Jgſtadt verhaftet.

Berlin. Treiben er Einer Blättermeldung vfgige wurde das Horf Rajoch dei Aken an der Elb
von einer 1 nn ſtarken Räuberbande überfallen. n

e eu wurden ſie verjag rkonnten verhaftet werden. e
r

Amll e Belunntmuchungen für Halle 0..6

Vieh, und Krammarkt.
Der nächſte Kram- Markt wird am 17. und 18. März

auf dem Roßplatz abgehalten. dürDer Viehmartt, zu dem nur Pferde aufgetrieben v de

e en e h binter ierne an der Deſſaner Strahe, und zwar auf dem vnteren 24
an der Hordorjer Str tt, und dauert von vormittags 8 Utt. i h t ohe, ſtatt, und dauert

LebensmittelKalender.
Freibank Verkauf. Zum e riauf am 12 Fettn

n e 48
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2W I figitationsblatt der Sozialdemokratiſchen Partei für den Großkampf und Wahltag am

eßt di

nenem Leſen und weitergebentauſten

n der

törende t Es gibt alſo tatſächlich eine Partei i Deutſchland, dier 8 om- n en er l II den Mut aufbringt, in e ihren Anhängern
r en n re zuzu n da die Vertrauensin ließlich iſt es begreiflich, daß die Wähler mißtrauiſch me auch noch in der Naſſau en Straße wohnt,vird es d u j c r l 8 ein an vor- iſt ja alles vorbereitet. Oder ſollte die Verarmung der
ar ob eſtellt wird. Schlehch könnte der Spießer doch glauven, führenden Mitglieder der Volkspartei, der Herren Stin-

er ſicht zu behalten, wenn er Peln, um jede e 87 es es, J Weh m T ihre
t roßen Lärm gegeben, aber wie immer ſie ausgefallen, Einnahmen ni mehr die i grenze des ſteuer-h. an ſei es dann doch weiter gegangen, nur gewöhnlich pflichtigen Einkommens erreichen?

en. ch viel beſſer. Es gibt Schläſer, die auch mit den ſtärk-
ſten Trompeten r W kriegen S e wer W Dentſchnatien r x c und Demo
hellen Augen in die Welt ſchaut, der weiß längſt was der n gegen riegs gten.Februar nicht nur für Preußen, ſondern für ganz Deutſch Bei der Beratung des Staatshaushaltsplanes Titel
land bedeutet, und er wird keine zu arge Uebertreibung darin Lotterieverwaltung) im November 1920 wurde von der ſozial

r ſinden, wenn man S 1 artte8 eſtellt, „freiwerdendeleber ag einen alstag nennt. otterieeinehmerſtellen ſind für die Folge vorwiegend ge-Hans- dieſen T s Schtet s eigneten bedürſtigen Kriegsbeſchädigten und Berufsverletz-
niſtiſc Die Rechtsparteien hoſfen, es werde ihnen an dieſem en zu übertragen. Alle bürgerlichen Parteien ſtimmten
tkreuzes J Tege gelingen, die Sozialdemokratie aus der preutziſchen gegen dieſen Antrag. Sie verlangten, daß das Wort „be
dommu J Regierung hin aus zuwerfen. Daß in Verlin, in der Zürſtigen“ geſtrichen wird, um dieſe Stellen ausſchließlich an
Encchen J Regierung des größten deutſchen Bundesſtaates, Sozialdemo ehemalige Offiziere vergeben zu können. Die bürgerlichen
epatrio- I raten als Miniſter ſitzen, das ſt ört ſie auf das empfind 2fbgeordneten haben die Anſprüche der kriegsbeſchädigten

Man J üchte in ihren Plänen. Daß das Reich eine Regierung chne Fannſchaften und Unteroffiziere zurückgewieſen. Mertt euch
billigen I soialdemokraten hat, genügt ihnen nicht, ſie wünſchen für dies am 20. Februar! F
izt und Preußen d h m rregen F ge Sozial

nſä emotratie. Ausſchlaggebend wären in dieſen Regierungen Deutſchnationale, Deut Volkspartei und Zentrum ſabogema n die Deutſchnationalen und die Deutſchen Volksparteiler, das und ſie Mutter et
uge von dem Zentrum und den Demokraten wäre erlaubt, die geſamt- Der Preußiſche Landtag hatte im Jahnuar 1921 das
ter An I irgerliche Front Hebammengeſetz zu beraten, das eine Regelung des Hebam-
en Füh gegen die Sozialdemokratie zu vervollſtändigen. Sack ſpa a Salgrit. 47 r rpir der
eit ie Vüg- utterſchaftsfürſorge bringen ſollte. Jährlich ſterben 15 000eifelten h n e W i Mütter im Wochenbett und 40 000 Säuglinge bei der Ge
uch nur M iung aller Anſänge einer wieder aufwärtsführenden aus burt. Das Hebammengeſetz ſollte nun den Armen und

ingspro J varuigen Ponitit e d den gefüllten haben, dien letzter Da wir auf keinen Fall übertreiben wollen, ſo ſagen wir Mringen, die unbedingt bei einer Geburt notwendig t ach
i nicht, daß ein Sieg der reaktionären Parteien an Witte nd Feſet ſollen alle Frauen ausreichend Geburtshilfe be

wi fahr für die Republik mit ſich bringen könnte. Es gle durch A. Weiſe dafür Sei de In dieſer Fürſorge ſehen nun die Deutſchnationalen,
ruſſiſche Ntie Baume der Monarchiſten nicht in den Himmel wachſen. r d und das r eine
Erfolge N Aber eine Republit, die von Monarchiſten regiert iſt, und in der freien Hebammenwahl. eine Sozialiſierung des Hebam-
em ver der die Republikaner in der Oppoſition ſtehen, iſt Schale ohne d e e re Ja evirg
ar kein I Kern, rn ohne Weſen und Schickſal dazu beſtimint, Rit der Debanmenveruf Dauptoe rg wir Dei
ropag in ſrüher oder ſpäter zugrunde zu gehen.Irbeiter- In der Verwaltung, auf dein Gebiete des Schulweſens, ſ Kragung von h durch o Nebenerwerb 7 die

u i j die unſerer Ungeduld noch Wöchnerinner im Jntereſſe der Wöchnerinnen unterbundeni Meh er cher e lich zunichte gen cht w werden muß. Wenn auch nicht alle Wünſche in der Geſetzes
on einer J riel zu kümmerlich erſcheinen, gänzlich zuni a erza Zef je i imuf je vorlage erfüllt ſind, ſo bedeutet es doch einen Fortſchritt aufe MWnargie winde ine u el endeten r Wehen be W zu e r re S d ung r Hebammen zur Erhaltung von Mutter

eamte bereit ſein, morgen aus dem u wenjeändert. er bisher treu zur Republik geſtanden hat. Frauen merkt euch, die Deutſchnationalen, Deutſche
J Volkspartei und das Zentrum haben das Geſetz zu Fall ged n ihr e ter eng t rde W r t bracht. Wählt am 20. Februar ſozialdemokratiſch!

rrfchſucht I nicht weniger ſtark bemerkbar machen. a s arf vHeld un rachertum würde auf der ganzen Liniedußlands itriumphieren, in allen Cireiigkeiten zwiſchen Arbeit- Die Arbeit des Herrn Driebuſch im Kreistage

opäiſchen bern und S Jar e d des Egultreiſes.ängigen, I eiten der erſteren finden. Die Arbeiter önnte dannJialien manches erleben, wovon ſie bisher noch nicht einmal träumt, Die Kommuniſten haben für die Kreistagswahlen im Saal-
angöſiſhe I gen beſonders die Landarbeiterſchaft, die ſich unter kreiſe wieder ihren Herrn Driebuſch als Bewerber an erſte
muniſt I der Regierung eines ſozialdemokratiſchen Miniſters zu ge Stelle geſetzt. Jhm folgt ſe.n getreuer Pudel Wolff (Ammen
atfähiget I werſſchaftlicher Freiheit erheben konnte und nun bald wieder dorf). Da die Kommuniſten in Wort und Schrift marktſchreieriſchr V anter die alte Knute gebracht werden würde. rerſore ſie ſeien die wahren Vertreter des Gemeinwohles und

h 2 ere ihr Herr Driebuſch ſei der Held, der im Saalkreiſeund fuhr Soziale Kämpfe von noch nie erlebtem Umfang f Ordnung, Recht und Freiheit ſchaffen und mit dem ihm verhaßten
en S I vären die Folge. Die Arbeiterſchaft würde aber dieſe Kämpfe Landrat fertig werde, lohnt es ſich, ſein und ſeiner Freunde Wir-Sia nicht im Angriff, ſondern in der Verteidigung ken im Kreistage zu betrachten. Herr Driebuſch als Perſon ſpielt

n Vord t ühr n. an T Sozialiſierung nennt, dabei keine Rolle; denn dazu iſt er nach allen Richtungen zu un
Sie I re dann längſt nicht mehr die Rede. bedeutend. Ein Mann wie er, der im Dezember 1918 geſagtde n Nach außen hat ein von der Reaktion beherr chtes hat, er wiſſe noch nicht, welcher er ſich anſchließen ver

gab und gatſhiänd nichts anderes zu erwarten als eine neue Welle ein Mann der bis zur Revolution den Gelben zuzuzählen war,
hne von ren und der Feindſchaft. Alle Chauviniſten des Aus der in allen den ſchweren Kämpfen der Arbeiterklaſſe vor dem
ar nict an s würden zugleich mit den unſeren r ſie Kriege durch andere die Kaſtanien für ſich aus dem Feuer holen
die Stil r dann Deutſchland dort, wo ſie es haben ren enn ließ, kann von keinem älteren, ernſten Arbeiter für voll genommen
nmer die Wehr n r würde ſich keine Stimme werden, trotz ſeiner Prahlhanſigkeit und Selbſtbeweihräucherung.
das eine ger ganzen erheben. ece: Als Führer der früher unabhängigen, jetzt kommuniſtiſchen Frak-

So ſtehen die Dinge, und darum iſt es begreiflich, daßiber dem de t c tion im Kreistage, hat er auf alle Berichterſtatter, die nicht zufalls ſtill d olitiſch t das r des S ſeiner Partei gehören, den Eindruck eines Polterers gemacht, hin-
förmlich ginn r r ter dem weder tieferes Wiſſen noch tieferes Können oder ernſte

uder ſehr haffen hat ihre letzte ſtarke Machtſtellung die in Preußen Tatkraft ſteckt, der vielmehr nur auf die Zahl ſeiner Gefolggänger
einzidn FFeiſtechterhalten und erweitern, oder ob ſie zu ihrer Auſgabe pocht und feine Großſprechereion für beſſere Gründe hält. Füreben e erden in. Dei a ne Pesgreen g eehene e ee nie h d e

Shiſſ n Rechtsparteien und der ozialdemo- ell er, we z eiſtigen Ringe Satehe lratie, 9 n ihnen muß ſich der w hier entſcheiden ſtreckt wurde. Als Perſon iſt alſo Herr Driebuſch ebenſo unſym-
e: t ſeine Stimme anders abgibt, weiß nicht, worum es geht. pathiſch wie unbedeutend. Aber als anerkawnter Führer der Kom-

m Er weicht der Entſcheidung aus und wirft ſeine Stimme weg. r ſten würde er r rer d Seriee ev
telle einnehmen, und da n die Wähler des Saalkreiſes ein

4 Recht, zu erfahren, wozu er dieſe Stelle ausnützen würde.
a Da muß geſagt werden, daß Herr Dr. alle Fragen nurpitzen Steuern ſoll der Arme zahlen. vom engherzigſten rn e re a u s e

Wähler merkt es euch? trachtet. Jede Partei hat ſelbſtverſtändlich das Recht, ſogar dieten W Von der deuten Volkspartei en dieſer Tage fol Pflicht, ihre Jdeen zur Geltung zu bringen. Täte Herr Dr. das,
nnen J mde Schreiben an Parteimitglieder verſandt ſo ließe ſich dagegen nichts ſagen. Aber er mißbraucht ſein Amt.
e Den Volkspartei um ſeiner Partei oder einzelnen Parteifreundenzwar biſ t e materielle Vorteile zu der alle ren!“ u flikte, die zwiſchen den Driebuſchleuten und dem Landrate Gen.e per Amir: Uhland 313 u. c a Vamnar 1921. Fhiele ausgebrochen ſind, rührten davon her, daß letzterer unbeug

wie vft, s t teimitgliedt ſam dieſem Mißbrauch entgegengetreten iſt. So beantragte Drie-rriſſenen er geehrtes atte buſch, alle amtlichen Bekannmachungen dürften gegen Bezahlunge e Zu den außerordentlich wichtigen Wahlen am 20. Februar an r im „Vollsblatte“ veröffentlicht werden. Es wurde ihm nach
eden r den preußiſchen Landtag bedarf die Partei Jhrer Hilſe. Wir lksblatt“ iſchen den itten Sie dringend. dem Doömann Jhres Wahlbezirtes, Fräu gewieſen, daß das nicht angehe, weil das „Polksblatt. in rund
s kleiner bin Allan, Na auiſche Str. 1, mitzuteilen, ob Sie bereit dazu 50 Gemeinden und Gntsbezirken des Saalkreiſes nicht geleſen
tem and. Jhre Mitarbeit kommt r ers für die Verteilung von werde, die Bekanntmachungen demnach ihren Zweck, allgemein de

tte Januar bis zum Wahltag kannt zu werden, nicht erfüllen würden. Da ſprang Herrwir dann i ben in der Zeit von M
i nd lt löſt für die Beſetzun resr n i n euen wer e et Die e ſwaſteberte

Albrecht (Könnern), damals ein Freund des Driebuſch,
auf und donnerte los: „Jawohlt irwollen durch den
Beſchluß den „Volksblatt“ neue Abonnenten zu

20. Februar.

führen und für unſere Partei agitatoriſch wir.
ken.“ Der Vorſitzande war boshaft genug, dieſes Bekenntnis
einer edlen Seele feſtzunageln.

Ebenſo war es mit der Fortbezahlung der Arbei-
terräte. Die Herren wußten, daß der Oberpräſident das ver-
boten hatte. Trotzdem beſchloſſen ſie die Fortbezahlung. Und als
der Vorſitzende auch dieſen Beſchluß beanſtandete, erhob Herr Drte
buſch einen Höllenlärm und ſprengte die Sitzung. Daraus er
wuchs dem Kreiſe ein Schaden von mehr als tauſend Mark. Das
hat Herr Dr. auch noch ein zweites Mal fertiggebracht.

Ganz beſonders unangenehm wirlte es in den öffentlichen
Sitzungen des Kreistages, daß Herr Driebuſch alles ſo gehäſſig
perſönlich auffaßte. Dem Zuhörer zwang ſich immer wieder
die Ueberzeugung auf, daß es Herrn Dr. nichtumdie Sache
zu tun war, ſondern daß er nur den Vorſitzenden perſönlich tref-
fen wollte. Da er damit regelmäßig abfiel, kannte ſeine Wut
ſchließlich keine Grenze mehr, was ihn zu den dümmſten Streichen
verleitete. So beriet der Kreistag am 15. Juni über den Kreis
haushalt. Der Vorſitzende gab zu den E. nnahmen die nötigen
Ertlärungen. Es wurde alles beſprochen und Einwendungen
wurden nicht erhoben. Als es aber zur Abſtimmung kam,
ſtimmte Herr Driebuſch mit allen ſeinen Freun-
den dagegen. Dem Vorſitzenden blieb nach der Ablehnung
aller Einnahmen nichts übrig, als die Sitzung zu ſchließen, da es
ſinnlos ſei, über Ausgaben beraten zu wollen, wenn keine Ein
nahmen bewill.gt ſind. Herr Dr. hatte ſich wieder einmal als
„Führer“ blamiert. Aber das ſah er nicht ein, ſondern ſchimpfte.
Wenn er eine Dummheit gemacht hat, ſind immer die anderen
ſchuld.

Jn der nächſten Sitzung, am 30. Juni, konnte Herr Dr. auch
anders. Da hat er die Einnahmen bewilligt, die er vierzehn Tage
vorher abgelehnt hatte. Wenn man ſich das Verhalten des Hern
vergegenwärtigt, kommt man zu dem Schluſſe, er we ß ſelbſt nicht,
was er will, er will nur ſtänkern. Seit dem September iſt er in
keine Sitzung mehr getommen, weil er wiederum einmal den
Kürzeren gezogen hatte. Er wollte einen ſeiner Parteifreunde in
eine beſtimmte Stelle bei der Sparkaſſe brengen, obwohl er da
gar nicht hineinzureden und der Betriebsrat einen Dienſtälteren
vorgeſchlagen hatte. Als der Vorſitzende das ertllärte, hat Herr
Driebuſch ihn in gröbſter Weiſe beſchimpft und iſt dann fortge-
laufen Seitdem iſt er in keene Sitzung mehr gegangen. Wie
ſeine eigenen Freunde über ihn denken, zeigt der Ausſpruch etnes
derſelben: „Wären wir doch erſt den Kerl los!“

Die Wähler des Saalkreiſes können einem ſolchen Manne
keine entſcheidende Stelle im Kreistage einräumen. Wenn die
Kommun ſten nicht einen beſſeren Vertreter als Führer haben,
dann mögen ſie einpacken. Der Kreis verlangt fruchtbare Arbeit,
keine hohlköpfigen Prahlhänſe, die ſich einbilden, die Welt müſſe
ſich um ſie drehen.

Jn ſeiner eigenen Gemeinde hat Herr Dr. bereits abgewirt-
ſchaftet. Nur durch Zufall hat ſeine Partei bei der letzten Ver-«
treterwahl 8 von 15 Mandaten erhalten. Wären zwei gegnerſſche
Wahlliſten verbunden worden, ſo wären nur 7 Kommuniſten ge
wählt und die Herrlichkeit des Herrn Dr. als Gemeindevorſteher
wäre zu Ende geweſen. Herr Hr. kennt nur ſein Recht und ſeine
Freiheit. Wie er Recht und Freiheit der anderen achtet,
davon wiſſen ſeine Mitbürger ein Liedchen zu ſingen. Er, der
Rrrrevolutionär, iſt ein kleiner Tyrann von Mottenburg, nichts
weiter. Es iſt kaum zu begreifen, daß die älteren Arbeiter ihn
nicht längſt durchſchaut und ins alte Eiſen geworfen haben, wohin
er gehört. Seit er ſich von ſeinen Freunden hat zum Landrat
vorſchlagen laſſen, iſt ihm der Kamm vollends geſchwollen.

Die Wähler des Saalkreiſes werden dafür ſorgen, daß Herr
Driebuſch im neuen Kreistage nicht mehr über eine Mehrheit

verfügt. E.Zzeitgemäße Vetrachtungen.

„Zu Stahl müſſen wir werdent“ ſagte Wilhelm, da flod er
nach Holland.

„Wir nahmen unſere Front planmäßig in eine vorbereitete
Stellung zurück!“ meldete die Heeresleitung im Dezember 1916,
da hatte ſie Hunderte von Geſchützen im Foſſeswalde bei Verdun
ſtehen laſſen und 10 000 Gefangene verloren.

„Wir reichen den Feinden die Friedenshand!“ fagte die Re
gierung, da erklärte ſie den UBoot-Krieg.

„Die Amerilaner können nicht fliegen und nicht ſchwimmen!
ſagte der deut ſchnationale Helfferich, da ſtanden 2 Mill onen ame
ritaniſche Soldaten mit unzähligen Tanis in Frankreich.

„Die Stimmung der Truppen iſt augezeichnet!“ ſchrieb der
Kriegsberichterſtatter, da ſpeiſte er beim Stabe des Armee-Oder
Kommandos.

„Alles Silber dem Vaterlande!“ brüllten die Patrioten, da
brachten ſie es im Frühjahr 1920 ſchmunzelnd angeſchleppt, als
es 8 Mark für die Silbermark gab.

„Wir müſſen durch Arbeit das Vaterland wieder hochbringen“,
ſagte ein Fabrikant, da ließ er für 1200 Mark Schnaps und Likör
a tfahren.

„Es ſind ſchwere Zeiten“, ſagten die Unternehmer, da bekam
einer ein Reitpferd als Geburtstagsgeſchenk.

„Wir ſchaffen Arbeit und Brot!“ ſagte die bürgerliche Re
gierung, da gab es eine Million Arbeitsloſe und die Kartoffeln
koſteten 35 Mark pro JZentner.

„Wir werden einmal deutſch mit unſeren Feinden reden“,
ſagten verſchiedene, da kamen ſie recht kleinlaut van Spa zurück.

„Die hohen Löhne ſind unſer Ruin“, ſagte die AktienGeſell
ſchaft, da verteilte ſie 30 Prozent Dividende und Gratisaktien.

„Die Sozialdemokraten ſind vaterlandsloſe Geſellen“, ſagten
die Patr.oten da bielten die Arbeiter 4 Jahre lang die Front.

„Mit Gott für Kaiſer und Reich!“ ſagte ein Patriot, da ließ
er ſich unablömmlich erklären.

„Die Revolution hat die Front erdolcht“, ſagte ein anderer,
da hatte er während des ganzen Krieges in der Eappe geſeſſen.

„Die Arbeiter ſabotieren den Steuerabzug“, ſchrien die Kapi
liſten da hatten ſie 52 Milligrden ins Ausland werichaben.
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„Po und Bahn reißen das Reich durch die hohen Gehslter
in den Abgrund“, tobten Preſſe und Unternehmer, da waren Ap-
a und Wagen im Milliazdenwerte durch den Krieg vernichtet
worden.

„Unſere Zukunft liegt auf dem Waſſer!“ ſagte Wilhelm, und
da ſtieg uns das Waſſer bis an den Hals

Nach Belieden fortzuſetzen. H. B., Poſtſekretär.

Tue Geld in deinen vVeutel.
Schon neulich ging das Gerede, daß die rein bürgerlich-

Regierung das deutſche Volk mit „empfindlichen“ neuen
indirekten Steuern belaſten werde. Jetzt wird der Schleier
des Steuergeheimniſſes ein klein wenig gelupft.

Wie die „Deutſche Allgemeine Zritung“ hört, liegt
zur Deckung des durch die Erhöhung der Beamtengehälter
entſtandenen Fehlbekrages im Reichshaushaltsctat durch
indärekte Steuern ein Entwurf vor, der die Erhöhung
der Zuckerſteuer von 14 auf 100 Mark pro Doppelzentner
vorſieht. Außerdem befinden ſich Entwürfe in Aus-
arbeitung, die eine Erhöhung der Branntweinabgabe, der
Reichsſtempelſtener, des Verſicherungsſtempels, des Bör-
ſenumſatzſtempels und die Einführung einer Deviſen-
umſatzſteuer vorſchlagen. Ferner wird an die Erhöhungder Umſatzſteuer und der Kohlenſteuer gegangen.

Die Zugerſteuer ſoll alſo von 7 auf 50 Pfg. für das
Pfund erhöht werden. Dazu die Umſatzſteuer. Ueber das
Vielfache, um das die übrigen Steuern erhöht werden
ſollen, herrſcht einſtweilen noch tiefes Schweigen. Es ſtehen
ja Wahlen vor der Tür.

Wir befürchten, daß, wenn die Steuerpläne erſt in
ihrem ganzen Umfange bekannt werden, den Steuerzahlern
die Augen übergehen werden. Und bezahlen müſſen ſie, denn

Die Stimmzettel des werktägigen Volkes ſehen wie folgt

aus und können zu allen Wahlen verwandt werden.

e e e Ie e

CLanötag Kreis Provinz
m m

Sozialdemokratiſche Partei
Deutſchlands

(S. P. D.)

r

in Bezug v die indirekten Steuern heißt es mit Recht:
Zahle oder ſtirbl Nur der Reiche h nicht, wie oben zu
ſehen iſt. rausgeſetzt, daß die Wähler ihr nicht einen
Strich durch

der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands (S. P. D.)
Vah'vorſchlag

di Re und t le e len. t hnung machen nd Fohtaldems

zur Neuwahl des Kreistages für den Saalkreis.
Kennwort des Wahlvorſchlages:

Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands (S. P. D.).
J. Habermann Alfred
2. Keitel

5. Rehländer
6. Kerſten
7. Herbold
8. Kurzke
9. Albrecht

10. Friedrich
11. Gohres
12. Reiſel
13. Orſchel
14. Heunicke
15. Weißmaun
16. Suppe
17. Kunze
18. Heinemaun
19. Weber
20. Muezka
21. Richter
22. Pommer
23. Alberty
24. Jeimle
25. Saalmann
26. Zobel

Schloſſer

Otto Bäckermſtr.
Kurt Poſtſchaffner
Paul Gärtner
Ernſ Amtsvorſteh.
Auguſt Tierarzt
Marie Ehefrau
Joſef BergarbeiterSe Landarbeiter

to Poſtſchaffner
Dietrich Gemeindeſek.
Karl Bergarbeiter
Karl Amtsvorſteh.
Friedrich Werkmeiſter
Albert Bergarbeiter
J ArbeiterWa ter Schloſſer

rmann Bahnarbeit.e Arbeiter
argarete Ehefrau

e LandwirtMartha Ehefrau
ermann Arbeiterdern Arbeiter

Landwirt

Udo Gaſtwirt
Wahlvorſchlag

Ammendorf
Löbnitz a. d. L.
Könnern
Döllnitz
Beeſenlaubling.
Döblitz
Mucrena
Gröbers
Brachſtedt
RothenburAnmenden

Wettin
Hohenthurm
Nietleben
Trebitz Könnern
Garſena
Seeben

obentemitz
Ammendorf
Brachſtedt
Könnern
Brachſtedt
Ammendorf
Dalena
Hohenedlau

der Sozialdemofratiſchen Partei Deutſchlands (SPD.)
für den Provinziallandtag der Provinz Sachſen.

Kennwort des Wahlvor,chlages:
Sozialdemokratiſche Parlei Deutſchlands (SPD.).

1. Thiele
2. Garbe
3. Genutz

Adolf

er
Landrat
Direkt. M.d. g.
Landesober-

ſekretär

alle
alle

Merſeburg

4. Vogi
5.

G. Kunzemann

7.
8. Hennecke

Trol
Winkler
Wieglepp
Dörfer
Neumann
Kloſe
Lange
Schulmanun

45. Friſchkorn

Für de

Lebbin

Strauß

eck

lbrecht
Mannke
Rienäcker
Bethge
Undeutſch

Seifert
Schulze

Trieſt
Grunert
Simon
Bayer
Mehler

Heß
Trunzer

73 LandratEm Gewertſch.
Beamter

Hermann Eiſenbahn
oberaſſiſt.

Alfred Schriftſeßzer
Otto Maſch.Jnſp.
Oskar Lehrer
Auguſt Aſſiſtent
Max KaſſiererOtto TiſchlerAlfred Kig abrik.
Robert Rechtskonſul.
Ferdinand Landwirt
Heinrich Metallarb.
Theodor Lehrer
Wilhelm Hüttenmaun
riedrich Maſch.Schl.
mil MalerErnſtheinrich Lehrer

Jda usfrauDokar chuhfabr.
Karl Lehrer
Otto Landwirit
Otto TiſchlerKarl Bergarbeiter
Emil Bäcker
Paul Vermeſſ.

Sekretär
Reinhold
Hermann iſenbahn-

unteraſſ.
Lilhelm Lagerhalter

Max Lok.- Führer
Walter FeilenhauerGuſtav Maſch. urd.
Wilhelm Bürgermſſtr.
Adolf Geſch.-Führ.
Kurt Poſtſchaffner
Emma Weißnäherin
Fritz Angeſtellter
Otto Rendant
Paul Werkmeiſter
Albert Parteiſekret.
Ewald LehrerAuguſt Schloſſer

im Unterbezirk T. Halle, Saalkreis, Delitzſch, Bitterfeld.

Am
Halle abends 8 Uhr in der Saalſchloßbraueret.

Stumsdorf abends 8 Uhr,

Am
Eilenburg vorm 10 Uhr in der Stadthalle
Delitzſch nachm. 2 iim „Schützenhaus“
Brehna 8Cletzen 7Crenſitz

Löberitz 3Gröſt 8Rodigkau 3Trebnitz b. Könnern abends 7

Zwochau THohenoſſig 7Hohenleina TNelben nachm. 3Oſtrau 3 im Gaſthof KirſchbaumLöbejün 3 im Gaſthof „Zum Schwan“Kaltenmarkt abends 7
Nauendorf nachm. 3 im Guſthof Franz
Naundorf 8

Freitag, den 11. Februar.

Am Sonnabend, den 12. Februar.

Sonntag, den 13. Februar.

Weitin 8 im „Gaſthof Preußiſcher Hof“.
Lebendorf f 8 DGröbers 8 im Bahnhofs Reſtaurant.
Landsberg
Nietleben S im Gaſthof „Zur grünen Tanne
Spröda 8 e

im Gaſthof „Zur grünen Tanne“

Zſcherben

Halle
Delitzſch
Diemitz

Könnern
Zörbig
Nietleben

Hohenthurm abends

Am Sonntag, den 13. Februar.

4 im Gaſthof Nagel

Am Montag, des 14. Februar.

Ammendorf 8

Tannevöls abends 7 Uhr
Gron;Möhlau nachm. 4
Hohenedlau nachm. 3
Heideloh 92
Wolfen abends 8 Uhr.

Halle SBitterfeld
im „Wintergarten“.

im Gaſthof „Goldener Adler“.

Am Dienstag, den 15. Februar.
Roitzſch abends 8 Uhr Gaſthof Kloppe.

Am Mittwoch, den 16. Februar.
7, Uhr Ganhof Göhre.h h

Am Donnerstag, den 17. Februar.
8

8

7

s

Ammendorf

r

Zſchornewitz abends 8 Uhr im alten Gaſthof.
in „Wilsdorfs Geſellſchaftshaus“.
im „Schützenha.s“.
im „Geſellſchaftshaus“.

Am Freitag, den 18. Februar.
abends 8 Uhr „Café National“.

Jn dieſen Verſammlungen werden referieren, die Genoſſen:

Konrad Häniſch, Waentig, Garbe ſen., Krüger, M. d. R., v. Holleuffer-Kypke, Frau Eva Büttner, Graf-Leipzig. PeusDeſſau, Thiele Dreſcher,
Täumel, Garbe jun., Lanzke, Vogel, Fiedler, Flücht, Frau Röpert, Heſſe, Undeutſch, Schnbert, Ebel, S.hmidt-Gröbers, Butenſchön, Lebbin,

Wiegand und Strauß.

Wählerinnen und Wähler erſcheint in Maſſen!
Die Kreis-, Provinzial und Landtagswahlen ſind die wichtigſten

Vertretungen des werktägigen Volkes.

im „Weißen Roß“.
„Gaſthor zur grünen Tanne“.
„Gaſthof zum Goldeneun Adler“.

Liebenwerda

Bitterfeld

lle
isleben

Pieſteritz Wit-
tenber

Sangerhauſen
Naumbur
Weißenfel

eitz

orgau
Herzberg Elſter
Gröſt
Großörner
Gorsleben
Hettſtedt
Uebigau Bz. HeMerſeburg S
Naumburg

v

Weißenfels
Bad Schmiede

berg
Schweinitz
Naumburg
Siersleben
Kelbra/Kyffh.

Merſeburg
Helbra

Cölleda
Cölleda
Oberröbl. See
Cölleda
Sangerhauſen
Gräfeuhainichen
Delitzſch
Könnern
Weißenfels
Halle
Artern
Merſeburg
Eisleben
Wittenberg

derſeburg.

n Jnhalt verantwortlich Paul Täumel (yHalle).

Ofentlitte Wählerverſannlungen der G P. 9.
n

J Thema: Der Großwahltag am 20. Februar und die S. P. D.
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Nummer 6

Dlälter um Wahlkampf in Preußen S

hl e bin
Weißk Du ſchon?

Weißt Du ſchon, des T über 3 Milllonen Kriegs

da 45 000 tie inWeißt Du ſchon, a h Ariegsbeſchädig
ir 1917 ei riedenWeißt Du ſchon, e die ehe

daß die Generale Ludendorff und HoffmaWeißt Du ſchon, die Erlente nei e Jene
Rußland zu kämpfen

d Ue KWeißt Du ſchon, den h neuer ſtraſfrei aus
nichts ſoziallſiert trotz den BerWeißt Du ſchon,

der Deu!ſch Volksparteiler Stil vielWeißt Du ſchon, X Dich zu betämyſen?
daß das Brol t dWeint Du ſchon de h

der Acht dent diWeißt Du ſchon, ſchon, r a

daß die Geſind d dWeißt Du ſchon,

j das lr d vieles andWeißt Du ſchon, e der Seelen za denten in
Wenn Dir dies alles bekannt ſt, ſo darfſt Du am 20. Februar

nur ſozialdemokratkiſch wählen!

W JErſt wägen, dann wählen!
Ven Johanna Reitze, Md. R.

Durch die Verle des Wahlrechts an die Frauen iſtKurswert r ſtiegen. Alle Parteien bemühen
ch heute um die Stimmen der Wählerinnen, insbeſondere die

rieien, die bisher das weibliche Geſchlecht in der Geſetz
gebung ſowohl wie auch im öffentlichen Leben ſtark benach
keiligt und unterdrückt haben. De verkörpern auch die

eine Macht, der jede politiſche Partei zur
S ihrer Forderungen und Ziele dedarf. Darumdas hei erben um die Stimme der Wählerin, das uns

Frauen zur Vorſicht und zum Nachdenken veranlaſſen ſollte.
werden Steuerfrage muß beſonders genau geprüft

n.
Vor der Revolution hat das deutſche Reich ſeine Einnah

men vornehmlich aus Zöllen und indirekten Steuern
bezogen. Aber während des Krieges machte ſich ein
der Einnahmen bemerkbar. Durch den verſchärften UBoot-
Krieg wurde die Blockade über Deutſchland verhängt, die eine

x Einfuhr von Waren, die mit Zöllen belegt waren,
mit ſich brachte. Die Zolleinnahmen mußten ſich t auto-
matlſch ve Mit der Umſtellung des Konfums folgte
ein weiterer Ausfall der Reichseinnahmen. Die Rohſtoffe,
die ſonſt der Herſtellung von Bier und Branntwein dienten,
mußten als Nahrungsmittel verwandt werden. Der Zucker
wurde rationtert. Alſo veränderten ſich ſchon während des
Krieges die Einnahmen, und demgegenüber entwickelten ſichAgeheure vermehrte Ausgaben. Die Schuldenwirtſchaft

mußte immer größer und umfangreicher werden, weil der da
malige Reichsfinanzminiſter Helfferich, der jetzige Führer
der tſchnationalen Volkspartei, die Veſteuerung des Be
ſitzes nicht wollte und auch die Kriegsgewinne nur
ganz zaghaft ſteuerlich belaſtete.

Die Erhebung direkter Steuern war bis zum April
teuer1920 Sache der Länder und der Gemeinden. Die

die Wä
ſcheu der Beſitzenden kam ſo recht zum Ausdruck in
der Verlegung ihres Wohnortes in Gemeinden, die nur
geringe Steuern erhoben. Der Steuerflucht der
iſt nun Einhalt geboten durch die Uebertragung der
hoheit auf das Reich. deſſen Steuerbedarf infolge der
laſten und der Erfüllung der Friedensbedingungen außer
ordentlich groß iſt. Daher konnte auch die m
Nationalverſammlung die früher erhobenen indirecten
nicht entbehren. Sie hat aber neben vielen anderen Steuern
r erſten Male eine Beſitzſteuer geſchaf die vom

age ihrer Geburt an von den Vertretern des ſtark
bekämpft wird, trotzdem die Einziehung ſehr ſchleppend vor ſich
geht. Das Streben der bürgerlichen Parteien geht nun dahin,
einen Abbau der Beſitzſteuern herbeizu-

hren. Dieſe Steuerdrückebergerei muß den ſtärkſten
iderſpruch der Wählerinnen breiter Volksſchichten

auslöſen.
Was iſt die Folge einer Lockerung der Beſiß

ſteuern Es bedeutet einen Ausfall notwendiger Ein
nahmen, die in den Reichsſäckel fließen ſollten. Um aber den
Hunger des Reiches nach Geld zu ſtillen, müſſen andere Mittel
geſucht werden, denen die Wunderkraft der Sättigung inne-
wohnt. Dieſes Suchen nach neuen Steuerquellen macht den
rechtsſtehenden Parteien keine Kopfſchmerzen. Jhrer Mei-
nung nach ſind die indirekten Steuern weniger ſchmerzhaft für
die große Maſſe der Steuerzahler, und ſo hat man ſchon ein
ganzes Bündel in direkter Steuern in Bereitſchaft, das
erſt nach den Wahlen dem Volke präſentiert werden ſoll.

Frauen und Mütterk Nach den bekam geworde-
nen Steuerplänen ſteht den Haushaltungen eine aber-
malige große Belaſtung bevor. So ſoll ein Doppel-
zentner Zucker mit 100 M. indirekter Steuer belegt wer
den. Während jetzt auf 1 Pfund Zucker eine indirekte Steuer
von 7 Pf. ruht, ſoll ſie auf 50 Pf. heraufgeſetzt werden. Schon
einmal kag der geſetzgebenden Körperſchaft in Weimar ein
Regierungsentwurf vor, der eine Steigerung der er
von 7 Pf. auf 11 Pf. für das Pfund vorſah. Die ſozialdemo
kratiſche Fraktion lehnie rundweg ab und ſo fiel der Entwurf
ohne Beratng unter den Tiſch. Außer der Vertenerung des
Zuckers will raan die ohnehin ſchon hohe Kohlenſteuer
beträchtlich erhöhen und ebenfalls die Umſakſteuer ver
ſchärfen. Es liegt auf der Hand, daß bei Verwirkll-hung dieſer
Steuerpläne die Lebenshaltung der breiten Maſſe erheblich
verteuert wird, da es ſich ja um Gegenſtände des täglichen
Bedarfs handelt. Ob eine Broiverkeuerung verhindert
werden kann, iſt nach den vorliegenden Meſdungen zum
mindeſten ſehr zweifelhaft. Die Reichswoh
nungsſteuer, die im Laufe des Jahres kommen wird,
bring uns eine nicht unweſentliche Steigerung
der Wohnungsmieten.

Die r Steuerfrage machGerechtigkeitsgründen, d. na alen Geſichtspurrkten
regeln. Danach müſſen die tragfähigen Schultern am
meiſten zu den Steuerlaſten herangezogen werden. Vor
Dingen der Beſitz.

Wähkerinnen! Am 20. FFebruar Jhr durch die Ab
gabe eines Stimmjgettels mit über die wichtigſten Fragen
Eurer eigenen Zukunft entſcheiden. Die Reakkion erheöfft
von dem Ausfall der Wahfen eine weitere ung ihres
ohnehin ſchon ſtarken Einfluſſes in der Geſetzgebimg und Ver
waltung, was gleichbedeutend wäre mit der Verwirklichung
der oben angedenteten Steuerpläne. Von der jeweiligen
Machtder Sozialdemokratie wird auch die Regelung
der kommenden verſchärften Steuergeſetzgebung abhängig ſein.
Darum:

wählt ſozialdemokratiſchi



Die neuen Criſpine.
alken Pfaffen, die laß ich in Ruh,
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Ludwig Plau

haushalt und Preisrevolution.
Schon ſeit dem letzten Kriegsſahre, als Lebensmittel und ratio

nierte Bedarfsartikel, wie Kleidung und Schuhe, immer knapper
wurden und der Schleichhandel ſtändig weiter um ſich griff, ſpürt
die Hausfrau am eigenen Leibe an der verteuerten Lebenshaltung
die Erſcheinung, die man volkswirtſchaftlich als Preisrevo
lution zu bezeichnen pflegt. Alle Warenpreiſe ſteigen, manchmal
langſam, hier und da ſogar unter Rückſchlägen, zeitweilig aber
ſprunghaft und nnaufhaltſam. Da die Lebenshaltungskoſten ſich
in letzter Zeit etwa auf das Zwölffache der Vorkriegszeit erhöht
daben, Löhne und Gehälter aber nirgends mehr als auf das Acht
fache geſtiegen ſind meiſtens noch viel weniger ſpiegelt ſich in
dieſen Zahlen dos wirtſchaftliche Elend, in dem heute die weitaus
überwiegende Mehrzahl des Volkes lebt. Das Wirtſchaftsgeld der
Hausfrau reicht bei Arbeitern und Feſtbeſoldeten meiſt kaum aus,
um den dringendſten Lebensbedarf einzukaufen. Ein Erſatz der
nötigſten Kleidung und Wäſche kommt für viele gar nicht, für viele
nur in geringem Umfange in Frage. Ziehen aber die Preiſe wieder
ſcharf an, ſo werden Lohnbewegungen nötig, um von den Unter
nehmern eine Aufbeſſerung der Löhne und Gehälter zu erreichen.
Selten haben ſie ſofort Erfolg. Es treten Lohnkämpfe ein, die Tage
und Wochen gänzlichen Lohnausfall bringen. Selbſt wo kein Streik
aushbricht, wie oft bei Angeſtellten und Beamten, wird die Lohnauf-
beſſerung ſo lange hinausgezögert, daß ein Teil von ihr ſchon ver
zehrt iſt, ehe ſie ausgezahlt wird.

So liegen die Dinge heute. Dabei iſt es nur
ein Ausſchnitt aus dem Bild des Elends.

Zu bitterſter Not kommt es, wenn, wie ein letzter Zeit, an
ſtatt der nötigen Lohnaufbefſerungen noch eine Verkürzung der
Arbeitszeit eintritt, weil die Induſtrie nicht mehr genügend Beſchäfti
gung bietet. Hunger und Krankheit, Sorge und Unzufriedenheit
reißen dann überall ein.

Das, was der Einzelhaushalt ſo zu ſpüren bekommt, wird auch
von der Wirtſchaftsforſchung an Hand von Zahlen dauernd beob-
achtet. Die Großhandelspreiſe der wichtigſten Waren ſind
noch einwandfreien Berechnungen von Mitte 1914 bis Ende 1920
auf das Fünfzehnfache geſtiegen. Jm Großhandel kann
man alſo ſagen, iſt heute für eine Mark nur noch ſoviel zu kaufen,
wie man vor dem Kriege für 6 Pfennige kaufen konnte. Wenn
wir oben feſtſtellten, daß die Lebenshaltung nicht in demſelben Um
fange geſunken iſt, in dem man heute für eine Mark noch ſoviel
bekommt, wie vor dem Kriege für 8 bis 9 Pfennige, ſo liegt
das vor allem daran, daß durch die Mieterſchutzgeſetzgebung, einem
unbeſtrittenen Verdienſt der Sozialdemokratie, die Mietpreiſe ſich
nicht ſo ſtark aufwärts bewegt haben. Bei allen dieſen Angaben
handelt es ſich ja um Durchſchnittsberechnungen. So ſind die Miet-
preiſe nur auf das 1,30foche des Friedenspreiſes geſtiegen, während
die übrigen Waren im allgemeinen das 19- dis 25fache des Vor
friedenspreiſes koſten.

Dieſe Entwertung des Geldes wird von der reaktionären Pro
pagando gern der „roten Regierung“ in die Schuhe geſchoben. Man
verſchweigt dabei die Hauptſache, nämlich, daß die Zunahme des
Papiergeldes und das Anwachſen der Staatsſchulden eine Folge
des verlorenen Krieges iſt, den die Deutſchnationalen und
die Volksparteiler gewollt und nicht rechtzeitig durch einen Ver
ſtändigungsfrieden abgebrochen haben.

Aber nehmen wir ſelbſt einmal an, daß die Redensarten, die
die Rechtsparteien vor der Reichstagswahl im Wahlkampf ſo
gern gebrauchten, wahr wären; damals verſprach man jſa, mit
dem „roten Unfug“ ſobald als möglich aufzuräumen und dem
Wucher mit noch größerem Nachdruck enigegenzutreten.

Dafür iſt die bürgerliche Regierung, die ſeit den Reichstags
wahlen am Ruder ift, den Beweis ſchuldig geblieben.

Die Preiſe ſind dauernd weiter geſtiegen.
Der Ernährungsminiſter in der bürgerlichen Koalitlonsregierung
Hermes hat ein Gebiet nach dem anderen von den „Ketten der
Zwangswirtſchaft“ befreit. Der Erfolg war, daß zwar die Karten
fortfielen, daß aber die Preiſe ſcharf in die Höhe gingen. Jetzt
ſoraten die hohen Preiſe ſchärfer als vorher die Rationierungsvor

ſchriften dafür, daß keiner zuvlel Fleiſch aß, der nicht über
die genügenden Geldmittel verfügte. Die Kartoffeln ſind im
Laufe des Jahres auf das Doppelte und Dreifache geſtiegen, dabei
iſt ihre Qualität auch nicht beſſer als zur Zeit der Zwangswirtſchaft.
Der Statiſtiker Dr. Kuczynski hat die Preisveränderungen gegenüber
dem Vorkriegsſtand ſorgfältig verzeichnet. Seinen Angaben ent
vehmen wir folgende Ziffern:

Wenn der Preis einer Ware vor dem Kriege gleich 1 geſetzt
wird, ſo koſteten

Brot Zucker Butter Gas Milch
April 1920 5 6 12 8 9Dezember 1920 10 15 14 10 9

u v Kartoffeln Schmakz Brikettz
April 192909.. 14 28 14Dezember 1920 18 22 30 12

Dieſe Gegenüberſtellung ergibt alſo, in welchem Maße ſich die
einzeinen Waren im Kleinhandel gegen den Friedensſtand verteuert
haden.

Brot koſtet heute zehnmal ſoviel
wie in Friedenszeiten, Zucker 15mal, Kartoffeln 22mal ſoviel.

Wie ſich die Geſamtlebenshaltung im letzten Jahre verteuert
hat, dafür einige Zahlen:

Die amtliche deutſche Teuerungsſtatiſtik, die die Lage
ſicherlich eher viel zu roſig als zu ſchlecht darſtellt und die dabei
in einem ſtarken Gegenſatz zu den erheblich ungünſtigeren Ergeb-
niſſen der Statiſtiker Richard Calwer und Dr. Kuczynski ſteht, gibt
an, daß die monatlichen Lebenshaltungskoſten einer fünfköpfi-
gen Familie in Berlin von 1913/14 bis zum Februar 1920 von
104 auf 648 M. geſtiegen ſind. Dann folgt weiter eine ſtarke Stei-
gerung, die zeitweilig von Rückſchlägen unterbrochen wurde. Jm
Dezember 1920 aber erreicht die Preisrevolution ihren Höhepunkt
mit 9654 M.! Jn Hamburg, Eſſen, Aachen, Hagen i. W., Solingen
ſtellte ſich der Lebensunterhalt ſogar auf mehr als 1000 M., wobei
feſtzuhalten iſt, daß dieſe Städte von der Preisrevolution ſchon
früher viel ſchärfer erfaßt waren und daß die Preiſe im Durchſchnitt
in einigen dieſer Orte ſogar ſchon zurückgegangen ſind. Daraus
kann man die Not der Bergarbeiter ermeſſen, auf deren Schultern
die Zukunft unſeres wirtſchaftlichen und nationalen Gedeihens ruht
und in deren Wohnſitzen die Teuerung am ſchärfſten zum Aus-
druck kam.

Daß die Bewegung der Preiſe ſich nicht auf die Großſtädte
allein beſchränkt, beweiſt die Tatſache, daß im Durchſchnitt des
ganzen Reiches nach den Erhebungen von 600 Gemeinden mit
mehr als 10 000 Einwohnern die Lebenshaltungskoſten einer fünf
köpfigen Familie nach der amtlichen Statiſtik von 637 M. im Fe
bruar auf 757 M. im März und auf 945 M. im Dezember
geſtiegen ſind.

Die Angaben zeigen, daß unter der Wirtſchaſt der rein bürger
lichen Regierung die

Preiſe weiter unaufhaltſam nach oben
gegangen ſind.

Die Preiſe für iniändiſches Getreide ſowohl wie für Kohle, für
Kali und damit auch für andere landwirtſchaftliche und induſtrlelle
Produkte des Jnlandes werden heraufgeſetzt. Das Reichsminiſterlum
ſür Ernährung und Landwirtſchaft beabſichtigt bereits die neuen
Gekreidepreiſe um volle 40 Proz. in die Höhe zu ſetzen, ſo daß ſich
ein Brot in Berkin auf etwa 7 M. ſtellen müßte.

Es drohen alſo neue Verteuerungen des geſamten Lebens-
bedarfes, auch der Kohlen! Während die Sozialdemokratie
immer bemüht geweſen iſt, durch Preiskontrolle, behördliche Bewirt
ſchaftung und andere Maßnahmen wenigſtens den Minderbemittelten
einen Schutz vor hohen Preiſen zu gewähren, läßt die bürgerliche
Regierung die Zügel ſchießen. Und das iſt jetzt um ſo gefährlicher,
als die

Arbeitsloſigkeit in erſchreckendem Maße zugenommen

hat und die Kurzarbeit in der Induſtrie eher die Regel als die Aus
nahme iſt.

Es liegt alſo im Intereſſe jeder Wählerin, dieſer Begünſti
gung der Agrarier und des Kapitals entgegenzutreten.
Das iſt aber nur möglich, wenn man bei der Preußenwahl am
20. Februar einer Partei die Stimme gibt, die volles Verſtändnis
für die Not des hand- und kopfarbeitenden Proletariats hat und die
durch zielbewußte Mitarbeit an der Regierung die Preisſchraube
zum Anhalten zu bringen ſucht. So hat der preußiſche Miniſter
präſident Braun ſeine bekannten Vorſchläge gemacht, die Getreide
erzeugung zu verbilligen durch eine Sozialiſierung der Stick-
ſtoffinduſtrie. So ſetzt fich die Sozialdemokratiſche Partei ein für
eine Sozialiſierung der Kohle- und Kaliproduk-
tion, um die Bodenſchätze der Profitſucht des Großkapitals zu
entringen.

Es liegt alſo im Intereſſe der Wählerinnen, daß die Sozlal
demokratie in Preußen wie ſpäter im Reiche zur Herrſchaft kommt.
Denkt daran am 20. Februar



ozialiſt fein, beißt heineswegs, dloß den Triumph
einer dektimmten Partei vordereiten, einen ve-
ſtimmten Teil des Voihes einfach zur Macht zu

vringen. Pein, es heißt arbeiten für eine Seſellſchafts-
ordnung, in der alle aktiven Kräfte hbarmoniſch
verbunden werden und zu aller Vutzen zuſammen-
wirhen ſollen. Das gitt für die Rinder eines Landes
ſowohl als auch für die verſchiedenen Nationen. Frieden
ſoll an Stelle des Krieges treten, gegenſeitige
Dienſte und Sympathie an die Stehe ſtreitenden Sigen-
wiliens und die Solidarität der Intereſſen an die Stelle
der Zügelloſigkeit, der Seibſtlucht.

Boe
Du mußt Sozialiſtin ſein!

Nach meinem Dafürhalten müßte die Frau Sozialiſtin ſein. Du
fragſft Warum? Spürſt du denn die Ketten nicht, die die henkige
Wicrtſchaftsordnung dir ſchlingt? Solange du ein junges Mädchen
biſt, geht es noch. Da keilſt du das Geſchick mit dem jungen Arbeiler,
der auch als Lernender und Werdender im Leben ſieht und ſich an
den Schranken der heutigen Geſellſchaftsordnung vielfach reibt und
ſtößt. Aber auch da ſind dir ſchon die Grenzen der Berufsausbildung
recht eng gezogen. Vorurteile, falſche Vorausſetzungen für deinen
Lebensweg, aber auch berechtigte geſetzliche Beſtimmungen, die in
deiner Weiblichkeit ihre Urſache haben, ebenſo unberechkigte gefetzliche
Schranken, die im Vorurteil der Menſchen wurzeln, greiſen milbe
ſtimmend in dein Leben ein. Es gibt geborene Mütter, deren Lebens
beruf es iſt, Hausfrau und Mutter zu ſein. Die Unerbitklichkeit
unſerer Verhältniſſe weiſt ſie auf den Arbeitsmarkl, weil ihre Kinder
hungern, weil der Mann lot, krank oder arbeitslos iſt oder ſeiner
Pflicht als Ernährer der Familie nicht voll nachkowmt. Bei einer
Arbeit, die ihnen keine innere Frende gibt, verkümmern ſie ihr Leben
und krauern darüber, daß ſie ihren Kindern Liebe und Sorgfalt vor
enthalten müſſen.

Man ſpricht hohe Töne von der Heiligkeit des Familienlebens
und der Mutterſchaft, ohne daß für dieſe hohen, ekhiſchen Lebens
werte die Möglichkeiten zu ihrer Auslöſung geſchaffen werden.

Andere Frauen wieder vermögen ſich im regen hänuslichen Kreis
beim beſten Willen nicht wohlzufühlen. Sie brauchen aus inne en
ſeeliſchen Gründen einen Beruf. Im Zeitalter der kapitaliftiſchen
Wirtſchaftsordnung werden die Frauen aber ganz nach augenblick
lichen Bedürfniſſen, nicht nach perſönlicher Neigung und Begabung
auf den Arbeitsmarkt geholt oder von ihm fortgewieſen. Ganz gewiß
müſſen wir Frauen uns ſozialen Gründen für Beſchränkung der
Arbeit des einzelnen fügen, wenn die allgemeine Lage es verlangt.
Die Urſachen ober haben wir zu ſuchen. Und wir finden ſie in der
Zerrüttung unſeres Wirtſchaftsleben, geſteigert durch die Kriegsfolgen.

Der Sozialismus iſt die aufbanende Kraftk, die die
Verhältniſſe der Menſchen ſo regeln wird, daß ohne die anopchiſche
Freiheit des Einzelindividunms Zuſtände beſtehen werden, die es
den einzelnen Menſchen ermöglichen, im Rahmen der ſozialen Ge-
meinſchaft und wahrhaft ſozialer Anſchauungen ein Arbeilsfeld zu
finden, auf dem ſie Befriedigung und Frende finden. Darum müffen
wir Frauen, de Mütter und werteſchaffende Menſchen ſein wollen,
Sozialiſtinnen ſein.

Auguſt Bebel.

Frauenfragen?
Von Marie Juchacz.

Gibt es Frauenfragen in der Politik? Ja
und nein. Jch lege das r Lrerge auf die Verneinung.
Wenn unfer ſſe Profeſſor Radbruch und die Demokratin
Fräulein Dr. Eliſabeth Lüders die Zulaſſung der
Frauen zum Richteramt und zur juriſtiſchen Ver-
waltungsp fordern, ſo ſteht vielleicht dahinter eine kleine
Schicht von Frauen, die dieſe Forderung aus rein beruflichem
Intereſſe betrachtet und ſie als Frauenfrage wertet. Wenn
Juſtizminiſter Dr. Heinze unter vielen Vorbehalten, unter
Wenn und Aber einige bedingte Zuſicherungen gibt, dann
tützt er damit die ungeſunde Tendenz, die in nur frauenrecht
eriſchen Anſchauungen liegt. Wir Sozialdemokraten.
betrachten die Frage als Berufsfrage und vom Stand
punkt der Gleichberechtigung und fordern deshalb die
unbeſchränkte Zulaſſung zu allen Beruſen. Eine Aus

fachen. Dann aber kann dieſe Frage ganz nach Belieben
zu einer Frauen oder Männerfrage geſtempelt werden.

Neben dem ſelbſtverſtändlichen Grundſatz der Gleichbe
rechtigung aber er wir der Meinung, daß es not tut, an eine
Umformung unſerer ganzen Gerichtsbarkeit zu denken und
den Frauen dabei gerade um der Rechtſprechung willen einen
gebührend ſtarken Einfluß zu ſichern. So geſehen, iſt es aber
keine Frauenfrage, ſondern ein Kapitel zur Menſchheitsfrage.

Vielfach glaubt man, daß z. B. die Frage der Bekämpfung
der Geſchlechtskrankheiten und der Regelung der Proſtitutions
ſag eine Frauenfroge ſei. Das iſt durchaus nicht richti g.

uch hier handelt es ſich um Menſchheitsprobleme
von allerhöchſter Bedeutung, bei denen allerdings die Frauen
chon deshalb, weil das weibliche Geſchlecht hierbei der ſehr
tark leidende Teil iſt, ein erhöhtes Jntereſſe bekunden. ß
es keine Nur-Frauenfrage iſt, wird am beſten da-
durch bewieſen, daß die Frauen bei der Vorarbeit und Ent
cheidung über die geſetzlichen Formen durchaus keine ge
chloſſene Front bilden, ſondern ſich von Weltanſchauung undachlichen Geſichtspunkten leiten laſſen, genau wie die Männer.

Oder iſt nun eiwa gar der Schutzdes außerehelichen
Kindes und ſeiner Mutter eine Frauenfrager Hier
e die Frauen doch einmal Gelegenheit, ihre weibliche
Solidarität zu üben und damit alle „fatte Männermoral“
über den Haufen zu werfen. Aber weit gefehlt. Das ein
fachſte menſchlichſte und natürlichſte bleibt hier den ſo zial-
demokratiſchen Männern und Frauen zur Re
gelung überlaſſen.

Frauen ſind es geweſen, Beamtinnen, Lehrerinnen, die
auf ihren Tagungen beſchloſſen haben, daß ſie mit Kolleginnen,
die außerhalb der Ehe geboren haben, nicht zuſammenarbeiten
wollen. Die weiblichen „Standesvertretungen“ der
Poſtbeamtinnen r dafür, daß ihre unglücklichen Kol-
leginnen auf die Straße fliegen. Sie haben ihre
Entſchließungen an ſämtliche Miniſterien geſchickt, wo ſie
durch den Dienſtweg gegangen ſind und ſchon Nachahmung
gefunden haben. Hebam men hahen beſchloſſen, daß zu
ihrem Beruf Bewerberinnen, die ſemals unehelich gevoren
haben, nicht zur Ausbildung zugelaſſen werden ſollen. Und
es wird danach gehandelt. Zu den einzureichenden Papieren
der Hebammenſchülerinnen gehört die amtlich abgeſtempelte
Beſcheinigung, daß die Bewerberin nicht unehelich S
hat. Man denke ſich nur alle Konſequenzen ſolcher Anſchau
ungen aus. Der Arzt darf Vater unehelicher
Kinder ſein. Der männliche Beamte bekommt für
ſolche Kinder die Kinderzulage. Der Lehrer wird bei ſeinem
Dienftantritt nicht gefragt, ob irgendwo eine Frau ſitzt, die
die Mutter ſeines nnehelichen Kindes iſt. Aber Frauen, in
deren eigenen Kreiſen heute ungeſtraft täglich gegen die
„bürgerliche Moral“ geſündigt wird, ſprechen über ihre Ge
ſchlechtsgenoſſinnen die Feme aus.

Wenn im Reichstag über eine Abänderung der Ein
fommenſteuer verhandelt wurde, ſo iſt das genan je eine
Frauenfrage, als das Jngendwohlfahrtsgeſetz eine Männer
frage iſt. Und wenn im preußiſchen Abgeordnetenhauſe

beinahe noch ein Hebammengeſetz geſchaffen wurde, wenn
das nicht die Rechtsparteien vereiteſt hätten, ſo geht das die
Allgemeinheit gleichmäßig an Wir wollen die Politik nicht
nach frauenrechtleriſchen Geſichtspunkten teilen, ſondern un
ſeren weiblichen Einfluß in der Politik nach ſach lichen
Geſichtspunkten geltend machen, wobei die individuelen
Unterſchiede zwiſchen weiblichen und männlichen Menſchen
gar nicht verwiſcht werden brauchen.

Sozialiſtiſche Gedanken.
Wenn die Soziol demokraten ſich Materialiſten nennen,

ſo ſoll mit dieſem Namen nur geſagt ſein, daß ſie nichts anerkennen,
was über den wiſſenſchaftlich angelegten Menſchenverſ and hinaus
geht. Alle Hexerei ſoll aufhören. Joſeph Dietzgen.

Solange die unterdrückte Klaſſe, alſo in unſerem Falle das Pro
letariat, noch nicht reif iſt zu ſeiner Selbſtbefreiung, ſolange wird
ſie, der Mehrzahl nach, die beſtehende Geſellſchaftsordnung als die
einzig mögliche erkennen und politiſch der Schwanz der Kapitaliſten
flaſſe, ihr äußerſter linker Flügel ſein. In dem Maße aber, worin
ſie ihrer Selbſtemanzipation entgegenreift, in dem Maße konſtituiert
ſie ſich als eigene Partei, wählt ihre eigenen Vertreter, nicht die der
Kapitaliſten. Das allgemeine Stimmrecht iſt ſo der Gradmeſſer der
Reiſe der Arbeiterklaſſe. Mehr kann und wird es nie ſein im heuti

nahme bilden für uns nür die Arbeiten, die für die Frauen
als weibliche und mütterliche Menſchen ſchädlich ſind. Die
Dinge ſo ſehen, wie ſie Dr. Heinze auffaßt, heißt den Kon
kurrenzkampf zwiſchen Mann und Frau ent

gen Staat aber das genügt auch. An dem Tage, wo das Thermo
meter des allgemeinen Stimmrechts den Siedepunkt bei den Ar
beitern anzeigt, wiſſen ſie ſowohl wie die Kapitaliſten, woran ſie ſind

Friedrich Engels Entſtehung der Famüie)



Die Kreistagswahlen.
Von C. Stoll.

Provinziallandtage und Kreistage büdeten
bisher Fremdkö inmitten des demokratiſchen Weſens imneuen Stagte. Auch die erſten Kreistage der Republik wurden

auf dem Umwege über Stadtverordnetenverſammlungen und
Amtsausſchüſſen gewählt, und in dem auf ſolche Weiſe ent

ndenen stage erfolgte die Wahl der Abgeordneten für
Provinziallandtag. Jetzt ſollen beide Körperſchaften

wie die übrigen Parlamente aus allgemeinen und direkten
Wahlen hervorgehen. Damit erlangen nicht nur die Wahlen
ſelber, ſondern auch die aus ihnen hervorgehenden Parlamente
eine höhere Bedeutung. Nur parlamentariſche Körperſchaften,
die ſich auf den Willen eines politiſch ſouveränen Volkes ſtützen,
können Anſpruch auf die nötige Beachtung erheben.

bei der Wahl der Kreistage handelt es um
eine außerordentlich wichtige Angelegenheit, denn den
Kreistagen werden die nächſten Angelegenheiten entſchieden.
Wir Sozialdemokraten haben den Kreis als ein vorzugsweiſe
nach wirtſchaftlichen Intereſſen beſtimmtes ſoziales Weſen auf-
zufaſſen. Für uns haben die Kreistagsabgeordneten nicht in
erſter Linie rein fiskaliſche Aufgaben zu erfüllen, die ſozialen
und kulturellen Intereſſen ſind mindeſtens ebenſo wi htig, viel
ſo noch wichtiger. Die eigentliche Baſis für die Förderung

Wohlfahrtsweſens in Stadt und Land iſt der
Kreis. Vom Parlament des Kreiſes und ſeiner geſchäſtsfüh
renden Körperſchaft, dem Kreisausſchuß, müſſen die großen

zialen Beſtrebungen ausgehen, die wir namentlich auf dem
nde noch allzuſehr vermiſſen. Gerade dem Kreistage er

wächſt die Pflicht, an die Stelle der Wohltätigkeit und Barm
zigkeit die ſoziale Pflichterfüllung zu ſetzen. Gewiß ſind wir

r die Selbſtverwaltung in Stadt und Land, wir ſind gegen
ndrätliche Willkür, wie wir es immer geweſen ſind, aber

rückſtändige Gemeinden bedürfen eines motoriſchen Antriebes,
damit ſie ſich ihrer Pflichten gegen das lebende Geſſecht,

en die Hilfsbedürftigen, bewußt werden, und keine Stä'te
mehr berufen als gerade der Kreistag, dieſen Antrieb zu

Anch das Bildungsweſen kann nur dann einen
äftigen Niederſchlog auf dem platten Lande finden, wenn

das Parlament des Kreiſes ſich dafür einſetzt. Auch das p'atte
Land bedarf der kulturellen Durchdringung, wenn die Men
ſchen in den Sorgen und Nöten ihres gegenwärtigen Seins
nicht verzwelfeſn ſollen. Natürlich unterſtehen auch wichtige
wirtſchaftliche Fragen der Entſcheidung des Kreiſes, denken
wir nur an das Wegeweſen, die Verſorgung mit elektriſ her
Energie und ähnliche Angelegenheiten. Nach dem Willen der
Soziaſ demokratie ſoll auch die Politik im Kreiſe Arbeit an
der Wohlfahrt der Geſamtheit ſein.

Wir wollen den erſten wirklichen Kreistagswahlka in
Preußen auf der politiſchen Linie führen. Kliquenwi ft
und partikvlariſtiſche Beſtrebungen werden bei uns nicht die
mindeſte Stütze finden. Wir wollen auch den Kreistag zu
einem Hort für Demokratie, Freiheit, Fort-
ſchritt und ſozigales Wollen machen, er ſoll nicht
mehr der Tummelplatz reaktionärer, volksfeindlicher Treib-

reien ſein.
Wer mit uns dieſem Ziel zuſtrebt, hat am 20. Februar

keine andere Wahl, als überall für die ſozialdemokratiſche
Kreistagswahlliſte zu ſtimmen.

Wahikurioſum.
Seit dem 9. November 1918 ſind bekanntlich auch die Konſerva

tiven „volksfreundlich“ geworden. Die konſervative Partei wurde
Deutſchnationalen Volkspartei und trat mit einem ganz neuen
gramm vor die Wählermaſſen hin.
Wenn man Volkspartei ſein will, muß man aber auch Kan

didaten auf die Wahlliſten ſetzen, die aus den verſchiedenen Schich
den der Verölkerung ſtammen, und wenn es auch nur geſchteht, um
das Volk oder doch einen erheblichen Teil davon vertrauens

un vorſchiago auch ouf dem deutſchnationaſen Wahl
für Berlin eine Hausongefſtellte an dreizehnter Stelle

Vielleicht gelingt es dadurch den Familien, die Hausperſonal
beſchäftigen, diesmal noch leichter als bei den früheren Wahlen, ihre
Angeſtellten mit dem Zettel der „Herrſchaft“ zur Wahl mitzunehmen,
Die Dienſtmädchen dürfen dann ſogar mit der „Herrſchaft“
über die Vordertreppe gehen,

Wir zweifeln allerdings doch daran, daß die weiblichen Haus
engeſtellten in ihrer Mehrzahl noch gicht eingeſehen haben, welches

e c e c

für alle Hausangeſtellten fordert

Spfeſ an Wahltkagen mitt thnen getrieben wird, und wir haben dafür
ſogar eine gonze Reiye von Beweiſen.

Auch ein erheblicher Tel der Hausangeſtellten weiß heute, um
was es bei politiſchen Wahlen geht und welche Bedeutung auch für
ſie das Wahlreſultat hat. Damit ſie aber imſtande ſind, am Wahltage
ihren Anſchauungen enkſprechend ſich betätigen zu können, iſt es
notwendig, daß vor der Wahl den Hausangeſtellten über die
Hintertreppe der richtige Stimmzettel zugeſtellt wird.
Dann können die Hausangeſtellten getroſt auf ihrem Gang mit der
Herrſchaft über die Verdertreppe einen andern Stimmzette“ in
Empfang nehmen. In der Wahlzelle iſt genügenb a ihn los

zu werden. G. H.Steckbrief für Hausangeſtellte!
Züchtigungsrecht und Dienſtbuch ſind abgeſchafft, aber ſchon

ſinnt man wieder auf einen geuen Steckbrief für Hausangeſtellte.
Es ſollten alle, die mil Housangeſtellten zuſammenkommen, nicht
vergeſſen, darauf aufmerkſam zu machen, daß: Preußen infolge
ſeiner Wählerzahl reichsgeſetzliche Beſtimmungen ganz erheblich
beeinfluſſen kam., deshalb iſt es Pflicht, auch der Haus
angeſtellten, am 20. Februar dafür Sorge zu tragen, daß aus
der Wahlurne die Sozialdemokratie als Siegerin
hervorgeht. Sie hat bei jeder Gelegenheit an die Notiage der Haus
angeſtellten gedacht und ſoweit es in ihrer Macht lag, Abhilfe ge
ſchaffen. Sie war es. die am 12. November 1918 alle 4 Geſinde
ordnungen, darunter eine aus dem Jahre 1732 und die Preußiſchen
aus dem Jahre 1810 mit einem Federſtrich außer Kraft ſettte. Da
mit war auch das Dienſtbuch erledigtt

Jetzt bei den Vorarbeiten zum „Neuen Recht der Hausangeſtell
ten“ ſind heute ſchon von ollen möglichen Organiſationen Vorſchläge
gemacht, darunter auch einer, der die

Dienſtkarte mit Lichkbild

Dieſe Forderung darf nicht zur
Tatſache werden, um die Hausangeſtellten nicht wieder zu Menſchen
zweiter Klaſſe zu machen.

Es muß den Hausangeſtellten mit aller Dringlichkeit klar ge
macht werden, daß ſie ſich ſelbſt am meiſten ſchaden, wenn ſie am
20. Februar einer Partei ihre Stlimme geben, die bisher noch nie
mals für die Hausangeſtellten eingetreten iſt und auch nicht will,
denn ſonſt wären die alten Geſindeordnungen ſchon vor der Revolu
tion abgeſchafft worden.

Die Hausangeſtellten in ihrer Geſamtheit biſden in Preußen
eine Macht ſobald ſie geſchloſſen auftreten. Das können ſie,
wenn ſie dieſe Macht erkennen und einſtimmig in ganz Preußen
ihre Stimme abgeben für die alte Sozial demokratiſche
Partei, die durch Taten bewieſen hat, daß ſie der alleinige
Helfer aller arbeitenden Frauen und Mädchen, im beſonderen aller
Hausangeſtellten iſt.

Gedankenſplitter.
Die Gefahr des Peſfſimismus beſteht darin, daß er müde

macht und eine politiſche Reaktion erleichtert. Anzengruber.
Der Menſch ſoll ardeiten, aber nicht wie ein Laſttier, das unter

ſeiner Bürde in den Schlaf ſinkt und nach der notdürftigſten Er
holung der erſchöpften Kraft zum Tragen derſelben Bürde wieder
aufgeſtört wird. Er ſoll angſtlos, mit Luſt und mit Freudigkeit ar
beiten und Zeit übrig behalten, ſeinen Geiſt und ſeine Augen zum
Himmel zu erheben, zu deſſen Anblick er gebildet iſt. Fichte.

Uur noch eine Woche
und der der wird gekommen Esn Wage a e h re Be
e aufukraktie faän?

i 275 ſie am 20. Februar ſlimmen

für die Sozialdemokratie
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